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Vorwort

Auch in Hamburg wurden in der Zeit des Nationalsozia-
lismus „Euthanasie“-Verbrechen begangen – es war der 
staatlich organisierte Massenmord an Frauen, Männern 
und Kindern, die als „psychisch krank“, „behindert“, 
„asozial“, „minderwertig“ oder „gefährlich“ und deshalb 
als „lebensunwert“ galten. An den Verbrechen waren 
zahlreiche Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter verschie-
dener Behörden und Ämter, der Hamburger Universität, 
der Krankenhäuser, der Pflegeheime und der Fürsorge
einrichtungen sowie die Dienststellen der NSDAP beteiligt.

Noch Jahrzehnte nach Kriegsende wurde in unserer 
Gesellschaft über diese Verbrechen nicht gesprochen. 
Die Täterinnen und Täter – Ärztinnen und Ärzte und 
weiteres medizinisches Personal, Verantwortliche in 
der NS-Führung und ausführende Verwaltungsbeamte 
– blieben auch in Hamburg „ehrenwerte“, zum Teil 
hochangesehene Mitglieder der Gesellschaft und wurden 
fast ausnahmslos keiner Strafverfolgung ausgesetzt. 
Erst Anfang der 1980er-Jahre durchbrachen Angehörige 
einer jüngeren Generation mit ersten Veröffentlichungen 
und Veranstaltungen dieses Schweigen und stießen mit 
der historischen Aufarbeitung der Verbrechen öffentliche 
Diskussionen an. Seitdem haben die Forderungen, 
kranke, behinderte und hilfebedürftige Menschen in ihrer 
Würde zu achten und ihre selbstverständliche Teilhabe 
am gesellschaftlichen Leben zu gewährleisten, immer 
mehr Zustimmung gefunden. 

Grundlage für diese Broschüre ist die vom 17. Januar bis 
zum 7. Februar 2014 erstmals im Hamburger Rathaus 
gezeigte Wanderausstellung „‚Euthanasie‘. Die Morde 
an Menschen mit Behinderungen und psychischen 
Erkrankungen in Hamburg im Nationalsozialismus“. Hier 
werden die Hamburger Geschichte der „Euthanasie“ im 
Nationalsozialismus beleuchtet, die beteiligten Instituti-
onen beschrieben, Einzelschicksale aufgezeigt und die 
Nachkriegszeit betrachtet, in der die Täter nicht belangt 
und die Opfer nicht anerkannt wurden. 

Die Ausstellung und damit auch diese Broschüre, die 
die Texte sowie eine Auswahl der Fotos und Dokumente 
der Ausstellung enthält, basieren im Wesentlichen auf 
Forschungsarbeiten über die Gesundheits- und Sozial-
politik in der Zeit des Nationalsozialismus und über die 
„Euthanasie“-Verbrechen in Hamburg, die in den letzten 

drei Jahrzehnten unter anderem von Prof. Dr. Götz Aly, 
Dr. Marc Burlon, Prof. Dr. Hendrik van den Bussche, Dr. 
Angelika Ebbinghaus, Dr. Harald Jenner, Dr. Dietrich 
Kuhlbrodt, Dr. Uwe Lohalm, Stefan Romey, Dr. Christiane 
Rothmaler, Hildegard Thevs und Dr. Michael Wunder veröf-
fentlicht wurden. Auf der Grundlage dieser Publikationen 
haben viele Engagierte, darunter auch Schülerinnen und 
Schüler, Einzelschicksale jener psychisch Kranken und 
geistig Behinderten erforscht, die Opfer des „Euthanasie“-
Mordprogramms wurden. Diese Biografien werden von 
der Hamburger Landeszentrale für Politische Bildung im 
Internet und in der Buchreihe „Stolpersteine in Hamburg“ 
veröffentlicht. Zahlreiche „Stolpersteine“ zum Gedenken 
an die Opfer sind bereits verlegt. Eine Auswahl der bisher 
dokumentierten Schicksale wird in dieser Ausstellung vor-
gestellt. Ein besonderer Dank geht an Gesche-M. Cordes, 
Klaus Möller, Susanne Rosendahl, Hildegard Thevs, Ingo 
Wille und das gesamte Team der Initiative „Biographische 
Spurensuche“ um Dr. Rita Bake (Landeszentrale für 
politische Bildung Hamburg) und Dr. Beate Meyer (Institut 
für die Geschichte der deutschen Juden). Die Genannten 
haben nicht nur ihre Unterlagen zur Verfügung gestellt, 
sondern auch zusätzliche Recherchen für diese Ausstel-
lung durchgeführt, Textentwürfe kritisch geprüft, Kontakte 
vermittelt und wertvolle Hinweise gegeben. 

Auf ehrenamtlicher Basis unternahmen Ingo Wille und 
Gabriele von Malottki gemeinsam mit dem Kurator 
dieser Ausstellung eine mehrtägige Fahrt nach Polen und 
werteten Krankenakten der einstigen Landesheilanstalt 
Meseritz-Obrawalde aus. 

Sehr hilfreich und wichtig erwiesen sich die inhaltlichen 
Anmerkungen des Historikers und Archivars Dr. Harald 
Jenner und des Psychologen und Therapeuten Dr. Michael 
Wunder, Leiter des Beratungszentrums der Evangelischen 
Stiftung Alsterdorf. 

Kurator dieser Ausstellung ist Herbert Diercks, in der 
KZ-Gedenkstätte Neuengamme für den Arbeitsbereich 
„Forschung und Vermittlung“ verantwortlich. Im letzten 
Jahr hat er nicht nur akribisch den Forschungsstand 
zusammengetragen und auf seine Aufbereitung im 
Ausstellungsformat hin gesichtet, sondern neue Frage-
stellungen und Schwerpunktsetzungen in das Themenfeld 
eingebracht. Karin Schawe, die für den Bereich Presse 
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und Öffentlichkeitsarbeit in der KZ-Gedenkstätte Neuen-
gamme verantwortlich ist, unterstützte die Textredaktion. 
Die grafische Gestaltung der Ausstellung und dieser Publi-
kation lag in den bewährten Händen Julia Werners. Lektor 
Dieter Schlichting bearbeitete alle Texte mit geschätzter 
Sorgfalt. Drei Praktikantinnen und ein Praktikant, Stina 
Meier, Marc Phillip Reißenweber, Ann-Christin Sager und 
Yasemin Savran haben 2013 in der KZ-Gedenkstätte 
Neuengamme engagiert und kompetent bei der Erstellung 
dieser Ausstellung mitgearbeitet.

Dank gebührt der Hamburgischen Bürgerschaft, die diese 
Ausstellung finanziell gefördert hat, dem Freundeskreis 
KZ-Gedenkstätte Neuengamme e. V. für materielle und 
personelle Hilfe sowie zahlreichen Privatpersonen und 
Einrichtungen, darunter die Evangelische Stiftung Alster-
dorf, die die Erstellung der Ausstellung unterstützt haben. 

Die Ausstellung „‚Euthanasie‘. Die Morde an Menschen 
mit Behinderungen und psychischen Erkrankungen in 
Hamburg im Nationalsozialismus“ ist die 14. Ausstellung 
der KZ-Gedenkstätte Neuengamme, die mit Unterstützung 
der Hamburgischen Bürgerschaft im Rathaus gezeigt 
wird und anschließend als Wanderausstellung in der 
Gedenkstätte ausgeliehen werden kann. Wir hoffen, dass 
möglichst viele Einrichtungen in Hamburg und darüber 
hinaus von diesem Angebot Gebrauch machen.

Dr. Detlef Garbe

Direktor der KZ-Gedenkstätte Neuengamme
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Die Propagierung der „Vernichtung  
lebensunwerten Lebens“ vor 1933 

Im 19. Jahrhundert verbreitete sich unter Wissenschaft-
lern, die sich mit Theorien zur Entwicklung des Menschen 
und der Vererbungslehre beschäftigten, die Vorstellung, 
die Geschichte der Menschen sei ein natürlicher Kampf 
der Tüchtigeren gegen die Schwächeren und eine solche 
„Bestenauslese“ dürfe nicht durch falsch verstandene Huma-
nität gestört werden. Staat und Medizin sollten den Prozess 
der Vererbung beeinflussen und „erbkranke“ Menschen 
an der Fortpflanzung hindern. Auch sollte die Gesellschaft 
ihre personellen, materiellen und finanziellen Ressourcen 
für die Förderung „hochwertiger“ Menschen nutzen und 
nicht für die Unterbringung und Pflege „minderwertiger“ 
psychisch kranker und behinderter Menschen.

Mit ihrem erstmals 1920 erschienenen Buch „Die Frei
gabe der Vernichtung lebensunwerten Lebens. Ihr Maß 
und ihre Form“ radikalisierten zwei deutsche Wissen
schaftler, der Jurist Karl Binding und der Arzt Alfred 
Hoche, diese Vorstellungen und befürworteten unter 
bestimmten Voraussetzungen eine Tötung „unheilbar 
Blödsinniger“. Die Nationalsozialisten nutzten später 
insbesondere diese Schrift, um daraus eine Legitimation 
für das Töten von Kranken, Behinderten und „rassisch 
Minderwertigen“ abzuleiten: Verbrechen, die in ihrem 
Umfang, in ihrer Radikalität und in der den Morden 
zugrunde liegenden Ideologie historisch einmalig waren.

Die 1920 veröffentlichten Positionen 
Karl Bindings und Alfred Hoches 
fanden in der Hamburger Psychiatrie 
große Zustimmung. So vertraten die 
führenden Hamburger Psychiater 
bereits vor 1933 Auffassungen, die 
an Binding und Hoche anknüpften.

Prof. Dr. Wilhelm Weygandt

Geboren am 30. September 1871 in Wiesbaden,  
gestorben am 22. Januar 1939 in Wiesbaden. 

Quelle: Universitätsklinikum Hamburg-Eppendorf,  
Institut für Geschichte und Ethik der Medizin, Fotoarchiv

Der Psychiater Wilhelm Weygandt war von 1908 
bis 1934 Direktor der „Irrenanstalt“ bzw. Staats-
krankenanstalt Friedrichsberg in Hamburg. Er war 
Mitglied der Deutschen Demokratischen Partei. 
1933 beantragte er seine Aufnahme in die NSDAP, 
wurde jedoch abgewiesen. Bereits 1928 formulierte 
er: „Das wichtigste Problem der Zukunft Deutsch-
lands ist die Fortpflanzung im Sinne der Auslese der 
Tüchtigen und Ausmerzung und Verminderung der 
Minderwertigen, da die tatsächliche Entwicklung 
seit geraumer Zeit die Entstehung Minderwertiger 
begünstigt und die der tüchtigeren und hervorragen-
den Volkselemente erschwert.“

Zitiert nach: Ernst Moritz Mungenast: Der Mörder und der Staat.  
Die Todesstrafe im Urteil hervorragender Zeitgenossen,  
Stuttgart 1928, S. 59 f.

Prof. Dr. Ernst Rittershaus

Geboren am 27. Februar 1881 in Darmstadt,  
gestorben am 19. April 1945 in Hamburg. 

Quelle: Staatsarchiv Hamburg, 352-10 399 

Der Psychiater und Hochschullehrer Ernst Ritters-
haus war seit 1927 Oberarzt in der Staatskranken
anstalt Friedrichsberg und seit 1938 Leitender 
Oberarzt in der Anstalt in Hamburg-Langenhorn. Er 
war Mitglied der Deutschen Volkspartei. Am 1. Mai 
1933 trat er der NSDAP bei. Er beschäftigte sich 
bereits vor 1933 mit dem angeblichen Zusammen-
hang von „Rasse“ und psychischen Erkrankungen. Ab 
1937 war er „Landesobmann für die erbbiologische 
Bestandsaufnahme in Heil- und Pflegeanstalten“ für 
Groß-Hamburg.

Prof. Dr. Friedrich Meggendorfer

Geboren am 7. Juni 1880 in Bad Aibling bei Rosen-
heim, gestorben am 12. Februar 1953 in Bamberg. 

Der Psychiater und Neurologe Friedrich Meggen
dorfer war seit 1925 Oberarzt in der Staatskranken
anstalt Friedrichsberg. Er war Mitglied der Deutschen 
Volkspartei. Am 1. Mai 1933 trat er der NSDAP 
bei. 1934 wurde er Ordinarius für Psychiatrie und 
Direktor der Psychiatrischen und Nervenklinik der 
Universität Erlangen. Er vertrat die Auffassung, unter 
„sonst psychisch Auffälligen und Belasteten, [...] 
Kriminellen und Asozialen und [...] Frauen“ bereits 
Gelegenheitstrinker auf eine mögliche Sterilisation 
zu überprüfen und Homosexuelle bei erfolgloser 
Therapie zu kastrieren. 

Zitiert nach: Hendrik van den Bussche (Hg.): Medizinische  
Wissenschaft im „Dritten Reich“, S. 235
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Die Nationalsozialisten betrachteten in ihrer Rassenlehre 
das deutsche Volk als vollkommen und für die Herrschaft 
über andere Völker bestimmt. Als Teil der „arischen 
Rasse“ müsse es in seiner Qualität erhalten und weiter-
entwickelt werden. Eine Konsequenz dieser Vorstellungen 
war das am 14. Juli 1933 erlassene Gesetz zur Verhütung 
erbkranken Nachwuchses, das am 1. Januar 1934 in 
Kraft trat. Es ermöglichte die Zwangssterilisation von 
Menschen. Nach dem Gesetz konnten „Erbkranke“ ihre 
eigene Sterilisation beantragen. Antragsberechtigt waren 
ferner die gesetzlichen Vertreter sowie beamtete Ärzte 
und Anstaltsleiter. Ein „Erbgesundheitsgericht“ entschied 
in erster Instanz und ein „Erbgesundheitsobergericht“ in 
zweiter Instanz über die Anträge.

Die in der Schautafel aufgeführten acht „Krankheiten“ und 
der „schwere Alkoholismus“ waren die Fälle, in denen nach 
dem Gesetz zur Verhütung erbkranken Nachwuchses eine 
Sterilisation beantragt werden konnte. Mit großem Aufwand 
wurde im Schulunterricht und in der Erwachsenenbildung 
die „Unterwertigkeit“ kranker und behinderter Menschen 
propagiert und ihre Ausgrenzung, Schlechterstellung und 

Die im Gesetz aufgeführten, in der medizinischen 
Wissenschaft allerdings nicht eindeutig bestimmten 
„Krankheiten“ eröffneten den Antragstellern einen großen 
Ermessensspielraum bei der Auswahl der Betroffenen. 
So waren Arbeitslose, Bettler, Prostituierte und andere 
„Asoziale“ ebenso wie sozial auffällige Menschen nach 
gelegentlichem Alkoholgenuss eigentlich nicht vom 
Gesetz betroffen. Sie galten aber als „moralisch Schwach-
sinnige“, die diese Eigenschaft auch vererben würden, 
und damit als eine Gefahr für künftige Generationen und 
konnten ebenfalls zwangssterilisiert werden.

Von 1934 bis 1945 wurden auf Grundlage des Gesetzes 
zur Verhütung erbkranken Nachwuchses 400 000 Men-
schen sterilisiert.

Das „Gesetz zur Verhütung  
erbkranken Nachwuchses“ 

Sterilisation gerechtfertigt. Die Maßnahmen auf Grundlage 
des Gesetzes wurden von Ärztinnen und Ärzten und den 
zuständigen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern der Behörden 
bereitwillig umgesetzt und fanden in der Bevölkerung breite 
Zustimmung.

Alfred Vogel: Erblehre, Abstammungs- und Rassenkunde in bildlicher Darstellung,  
2., erw. Aufl. v. Erblehre und Rassenkunde, Stuttgart 1939, Bl. 44
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Die „Euthanasie“-Morde in der  
„Aktion T4“ 1940 und 1941 

Den Zwangssterilisationen in den 1930er-Jahren folgten 
die Krankenmordaktionen während des Zweiten Welt
krieges. Ab Sommer 1939 wurden in der „Kanzlei des 
Führers“ und im Reichsinnenministerium die „Euthanasie“-
Morde an Erwachsenen und Kindern vorbereitet. In der 
Tiergartenstraße 4 in Berlin hatte die Zentrale ihren Sitz, 
von der aus der Massenmord an erwachsenen Anstalts
patientinnen und -patienten gesteuert wurde. Über 
70 000 Menschen fielen bis August 1941 dieser von  
der Forschung nach der Adresse Tiergartenstraße 4 
benannten „Aktion T4“ zum Opfer.

Wichtigstes Instrument zur Erfassung möglicher Opfer 
waren Meldebogen, die ab Oktober 1939 vom Reichs-
innenministerium an alle Heil- und Pflegeeinrichtungen 
verschickt wurden. Darin waren die Patientinnen und 
Patienten unter anderem nach dem Krankheitsbild, der 
Dauer des Anstaltsaufenthalts und der Arbeitsfähigkeit 
zu erfassen. Gutachter, meist Psychiater und andere 
Ärzte, werteten diese Bogen aus und entschieden, ob die 
Begutachteten in einer der sechs eigens eingerichteten 
Tötungsanstalten der „Aktion T4“ ermordet werden 
sollten.

Die Morde konnten jedoch nicht geheim gehalten werden. 
Die sich ausbreitende Unruhe in der Bevölkerung und 
öffentlicher Protest wie der des Münsteraner Bischofs 
von Galen führten im August 1941 zur Beendigung der 
„Aktion T4“. Die Tötung von Patientinnen und Patienten 
wurde jedoch verdeckt dezentral bis 1945 fortgesetzt.

Dr. Karl Brandt

Geboren am 8. Januar 1904 in Mülhausen, Elsass,  
gestorben am 2. Juni 1948 in Landsberg am Lech.

Aufnahme aus dem Gerichtssaal während des Nürnberger Ärzteprozesses,  
1947. Quelle: Bundesarchiv, Bildarchiv, Bild 183-19000-0722

Karl Brandt war Begleitarzt Hitlers und wie Philipp 
Bouhler „Euthanasie-Beauftragter“. Er wurde 1947 
im Nürnberger Ärzteprozess wegen seiner führenden 
Rolle in der Organisation der „Euthanasie“-Morde 
zum Tode verurteilt und 1948 hingerichtet. 

Philipp Bouhler

Geboren am 11. September 1899 in München,  
gestorben am 19. Mai 1945 bei Dachau. 

Aufnahme ca. 1936. Quelle: Bundesarchiv, Bildarchiv, Bild 146-1983-094-01

Philipp Bouhler war Leiter der „Kanzlei des Führers“ 
und wie Hitlers Begleitarzt Karl Brandt „Euthanasie-
Beauftragter“. Damit hatte er eine zentrale Funktion 
bei den Tötungen von „lebensunwerten“ Menschen. 
Nach seiner Verhaftung 1945 beging er Selbstmord. 

Diese Villa in der Tiergartenstraße 4 
in Berlin war seit April 1940 Sitz 
der zentralen Verwaltung des 
Krankenmordes in der „Aktion T4“. 

Foto: Walther Köster, 1935.  
Quelle: Landesarchiv Berlin,  
F Rep. 290, Nr. 0152451 

Busse der „Gemeinnützigen Krankentransport G. m. b. H“ 
auf dem Eichberg, um 1940. 

Quelle: Hauptstaatsarchiv Hessen, Abt. 3008/1, Nr. 1012

Von der hessischen Landesheilanstalt Eichberg wurden 
die Patientinnen und Patienten mit diesen Bussen 
zur Ermordung in die Landesheil- und Pflegeanstalt 
Hadamar gebracht. Die „Gemeinnützige Kranken
transport G. m. b. H“ war eine der Organisationen, die 
zur Planung und Durchführung der „Euthanasie“-Morde 
gegründet wurden. Der Name diente der Tarnung. 
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Die Gebäude der Landesheil- und Pflegeanstalt  
Hadamar bei Limburg, 1907. 

Quelle: Landeswohlfahrtsverband Hessen, Fotosammlung

In der Landesheil- und Pflegeanstalt Hadamar in 
Hessen wurden von Januar 1941 bis August 1941 
ca. 10 000 Menschen ermordet. 

Schloss Hartheim bei Linz im Reichsgau Oberdonau, 
1940 oder 1941. Im Hintergrund aufsteigender 
Rauch des Krematoriums.

Foto: Wolfgang Schuhmann. Quelle: Dokumentationsstelle Hartheim, Alkoven

Im Schloss Hartheim wurde die bestehende Heil- 
und Pflegeanstalt in eine Tötungsanstalt mit einer 
Gaskammer umgewandelt. Von Mai 1940 bis August 
1941 wurden dort mehr als 18 000 Menschen 
ermordet. 
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Die Tötungsanstalten der „Aktion T4“ 

1940 begannen Verlegungen von psychisch kranken und 
behinderten Menschen, deren Tötung in der Berliner 
Zentrale der „Aktion T4“ beschlossen worden war, in 
auswärtige Heil- und Pflegeanstalten. Die Familien sollten 
den Kontakt zu ihren Angehörigen verlieren, damit die 
Mordvorbereitungen besser verschleiert werden konnten.

In den aufnehmenden Anstalten blieben die Patientinnen 
und Patienten, bis die für die jeweilige Region zuständige 
Tötungsanstalt Kapazitäten frei hatte, die Morde aus
führen. Den Angehörigen wurden später erfundene 
natürliche Todesursachen mitgeteilt. Das Personal der in 
die „Euthanasie“-Morde einbezogenen Anstalten war zur 
Verschwiegenheit verpflichtet. Etwa 70 000 Menschen 
wurden von Anfang 1940 bis Sommer 1941 ermordet.

Die sechs mit Gaskammern ausgerüsteten Tötungsan
stalten der „Aktion T4“ waren Bernburg (Saale), Branden
burg an der Havel, Grafeneck im Kreis Reutlingen, 
Hadamar bei Limburg, Hartheim bei Linz im an das 
Deutsche Reich „angeschlossene“ Österreich und 
Pirna-Sonnenstein in Sachsen.

Mit der Einstellung der Morde in der „Aktion T4“ im August 
1941 endeten die Patiententötungen nicht. Sie wurden 
in einer zweiten Phase der „Euthanasie“-Morde vielmehr 
auf weitere Anstalten ausgedehnt und dezentral durch 
Mangelernährung und durch tödliche Medikamenten
gaben fortgeführt.

Heil- und Pflegeanstalt Grafeneck, um 1935. 

Quelle: Gedenkstätte Grafeneck

In der Heil- und Pflegeanstalt Grafeneck in Württem
berg wurden 1940 mehr als 10 600 Menschen 
ermordet. 

Scheune des Alten Zuchthauses in 
Brandenburg an der Havel, um 1925. 

Quelle: Gedenkstätte Brandenburg/Havel

Im Alten Zuchthaus in Brandenburg an der 
Havel wurde bereits Anfang 1940 eine mit 
der Bezeichnung „Landes-Pflegeanstalt“ 
getarnte Tötungsanstalt mit einer 
Gaskammer eingerichtet. Dort wurden bis 
Oktober 1940 mehr als 9000 Menschen 
ermordet. Die Scheune diente als Vorraum 
zur Gaskammer.

Schornstein des Krematoriums der Landes-Heil- und 
Pflegeanstalt Bernburg (Saale) und Garagen für die 
Transportbusse der „Aktion T4“.

Quelle: Fotosammlung Franz Schmidt, Bernburg an der Saale 

In der Landes-Heil- und Pflegeanstalt Bernburg in 
Anhalt wurden von November 1940 bis August 1941 
mehr als 9000 Menschen getötet. Die Gaskammer 
wurde bis August 1943 weitergenutzt. Mehrere 
Tausend jüdische und nicht arbeitsfähige KZ-
Gefangene, darunter 300 Häftlinge aus dem 
KZ Neuengamme, wurden dort ermordet.

Heil- und Pflegeanstalt Pirna-Sonnenstein, 1995. 

Foto Harald Hauswald. Quelle: Stiftung Sächsische Gedenkstätten

In der Heil- und Pflegeanstalt Pirna-Sonnenstein in 
Sachsen wurden von Juni 1940 bis August 1941 
knapp 14 000 Menschen ermordet. 
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Fortsetzung der „Euthanasie“- 
Morde 1941 bis 1945 

Die Einstellung der „Aktion T4“ im August 1941 hatte 
zwar die Beendigung der Vergasungen psychisch kranker 
und behinderter Menschen in den hierfür eingerichteten 
Tötungsanstalten zur Folge. Die Morde wurden jedoch – 
besser getarnt – bis Kriegsende fortgesetzt. Wie zuvor 
erfolgten Verlegungen von Patientinnen und Patienten in 
immer andere Anstalten, um die Entstehung persönlicher 
Bindungen zum Pflegepersonal zu verhindern und Kon-
takte zu den Angehörigen zu zerstören. Hungerrationen, 
Zwangsarbeit und fehlende Pflege führten zur Entkräftung 
und zu einem langen Sterben der Patientinnen und Pati-
enten. Diejenigen, die am stärksten pflegebedürftig oder 
vollkommen entkräftet waren und keinerlei Arbeit mehr 
verrichten konnten, wurden sofort mit Medikamenten 
getötet. Einige der Heil- und Pflegeanstalten wurden 
in dieser Phase zu neuen Tötungsstätten, darunter 
die Landesheilanstalt Meseritz-Obrawalde in der Mark 
Brandenburg. Ein zusätzliches Motiv dieser Morde an 
Anstaltspatientinnen und -patienten war die Umwandlung 
zahlreicher psychiatrischer Einrichtungen in Lazarette, 
Hilfskrankenhäuser oder Unterkünfte für Zwangsarbeits-
kräfte in der Kriegswirtschaft. Die fortbestehende Ver-
waltungszentrale der „Aktion T4“ unterstützte die Morde, 
indem sie Transportbusse zur Verfügung stellte und die 
für die Tötungen benötigten Medikamente lieferte. In 
dieser zweiten Phase der „Euthanasie“-Morde starben  
ca. 87 000 Menschen.

Schätzungen gehen von bis zu 300 000 Opfern des 
„Euthanasie“-Mordprogramms von 1940 bis 1945 
aus, darunter mehr als 80 000 Menschen in den 
besetzten Ländern und mehr als 10 000 Häftlinge der 
Konzentrationslager.

Postkarte mit dem Motiv der „Provinzial-Irrenanstalt 
Obrawalde bei Meseritz“.

Quelle: Kreismuseum Wewelsburg

Ab 1941 war einer der Hauptzielorte der Kranken-
verlegungen die etwa 60 km östlich von Frankfurt 
(Oder) gelegene, 1904 in der damaligen preußi-
schen Provinz Posen als „Provinzial-Irrenanstalt 
Obrawalde bei Meseritz“ eingerichtete Landesheil-
anstalt Meseritz-Obrawalde. Mitte 1942 wurde sie in 
eine Tötungsstätte für Psychiatriepatientinnen und 
-patienten umgewandelt. Etwa 7000 Opfer können 
anhand der unvollständig überlieferten Totenregister 
namentlich nachgewiesen werden. Von den 507 
Patientinnen und Patienten, die 1943 und 1944 aus 
Hamburg nach Meseritz-Obrawalde verlegt wurden, 
starben dort bis Februar 1945 388 Frauen und 
Männer. 

Fritz Niemand, 2002. 

Quelle: Horst Illiger, Preetz

Fritz Niemand gehörte zu den 
Überlebenden der Landesheilan-
stalt Meseritz-Obrawalde. 1990 
berichtete er dem Psychologen der 
Evangelischen Stiftung Alsterdorf,  
Dr. Michael Wunder:

In Meseritz wurden wir im Massenlager untergebracht. 
In Haus 1. Das war fürchterlich. Man mußte sich melden 
zur Arbeit. Ich habe gleich im Trupp gearbeitet. Das war 
Straßenbau, in der Landwirtschaft und auf dem Güter-
bahnhof. Ich wußte, daß es darauf ankam, zu arbeiten. 
Die gearbeitet haben, bekamen in der Suppe etwas we-
niger Wasser und vor allem keine Kartoffelschalen darin. 
Gehungert haben wir aber alle. […] Die [eine Kommission 
der Oberpfleger] kamen ins Haus und suchten diejenigen 
aus, die apathisch waren, abgemagert oder schwach. 
Am andern Tag ging es ins Haus 18. Vorher bekamen 
die noch ein Beruhigungsmittel. Dann wurden sie im 
Haus 18 abgespritzt [mit Medikamenten getötet].

Zitiert nach: Michael Wunder: Die Transporte in die Heil- und  
Pflegeanstalt Meseritz-Obrawalde, in: Klaus Böhme/Uwe Lohalm (Hg.):  
Wege in den Tod. Hamburgs Anstalt Langenhorn und die Euthanasie in der  
Zeit des Nationalsozialismus, Hamburg 1993, S. 377–396, hier S. 393
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Die „Kinder-Euthanasie“ 1939 bis 
1945 (Reichsausschuß-Verfahren) 

Das Amt IIb der „Kanzlei der Führers“ und das Reichs
innenministerium bereiteten seit 1938 die Tötung be
hinderter Säuglinge und Kleinkinder vor. Zu den Hinter-
gründen zählten „rassenpflegerische“ Überlegungen und 
die Entlastung der Gesellschaft von „Ballastexistenzen“.

Zur Tarnung erhielt die für die Durchführung der „Kinder-
Euthanasie“ eingerichtete Abteilung in der „Kanzlei des 
Führers“ die Bezeichnung „Reichsausschuß zur wissen-
schaftlichen Erfassung von erb- und anlagebedingten 
schweren Leiden“. Sie war ausschließlich über eine Post-
fachadresse erreichbar. Anfang 1939 nahm der „Reichs-
ausschuß“ seine Arbeit auf. Zu seinen Aufgaben gehörten 
die Organisation eines Melde- und Entscheidungsver
fahrens, die Gewinnung ärztlicher Gutachter und die 
Etablierung sogenannter „Kinderfachabteilungen“ in aus-
gewählten Kliniken, deren medizinisches Personal bereit 
war, die Tötungen der Kinder vorzunehmen. Durch einen 
streng vertraulichen Runderlass des Reichsinnenministers 
vom 18. August 1939 wurden Hebammen und Ärzte in 
einem weiteren Schritt dazu verpflichtet, Neugeborene 
und Kleinkinder mit bestimmten „schweren angeborenen 
Leiden“ per Meldebogen zu erfassen. Die Meldepflicht für 
Kinder im Alter bis zu drei Jahren wurde später auf Kinder 
im Alter bis zu sechs Jahren ausgedehnt.

Beim „Reichsausschuß“ gingen bis Kriegsende 100 000 
Meldebogen mit Angaben über behinderte Kinder ein. 
In den 31 bis heute bekannten „Kinderfachabteilungen“ 
fielen mehr als 5000 Kinder dieser Mordaktion zum Opfer. 

Werner Catel

Geboren am 27. Juni 1894 in Mannheim,  
gestorben am 30. April 1981 in Kiel.

Foto: Hoenisch, Leipzig. Quelle: Universität Leipzig, Karl-Sudhoff-Institut,  
Bildersammlung

Der „Reichsausschuß“ legte die eingegangenen 
Meldebogen drei Gutachtern vor: den Kinderärzten 
Werner Catel aus Leipzig und Ernst Wentzler aus 
Berlin und dem Psychiater Hans Heinze aus 
Brandenburg-Görden. Ohne die Kinder gesehen zu 
haben, entschieden sie über das weitere Verfahren 
und vermerkten hierfür „+“ oder „–“ auf dem Bogen. 
Das Zeichen „+“ bedeutete die Freigabe zur Tötung. 

Werner Catel war ab 1933 Professor für Neurologie 
und Psychiatrie an der Universität Leipzig und 
Direktor der dortigen Kinderklinik. Er war Mitglied des 
Nationalsozialistischen Deutschen Ärztebundes und 
des Nationalsozialistischen Dozentenbundes sowie 
seit 1937 der NSDAP. Seine Karriere konnte er nach 
Kriegsende fortsetzen. Von 1954 bis 1960 war er 
Professor für Kinderheilkunde an der Universität Kiel.

Populärer medizinischer Ratgeber von 
Ernst Wentzler, erste Auflage, 1933. Das 
Buch erschien zuletzt 1947 in vierter 
Auflage. Der Verfasser, der Kinderarzt 
Dr. Ernst Wentzler, war einer der drei 
Hauptgutachter des „Reichsausschusses“. 
Nach Kriegsende lebte und praktizierte er 
in Hannoversch Münden. 

Auf Bogen wie diesem (Auszug) meldeten Hebam-
men, Fürsorgerinnen und Ärzte Neugeborene und 
Kleinkinder mit „schweren Leiden bzw. Krankheits-
zuständen“ an die zuständigen Gesundheitsämter. 
Amtsärzte überprüften die Angaben. Trafen sie zu, 
sandten die zuständigen Behörden, in Hamburg war 
dies die Gesundheitsverwaltung, die Bogen an den 
„Reichsausschuß“.

Quelle: Staatsarchiv Hamburg, 213-12, 0017, Bd. 2, Blatt 107
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In Hamburg an der „Euthanasie“ 
beteiligte Behörden und Personen 

In Hamburg waren 1933 etwa 4000 psychisch erkrankte 
Männer, Frauen und Kinder in den beiden großen Staats
krankenanstalten Friedrichsberg in Hamburg-Eilbeck 
und Langenhorn in Hamburg-Langenhorn sowie in der 
Lübecker Heilanstalt Strecknitz untergebracht. Weitere 
1600 Patientinnen und Patienten aus dem Großraum 
Hamburg befanden sich in preußischen Heil- und 
Pflegeanstalten.

Auch in Hamburg wurden an diesen Menschen in der 
Zeit des Nationalsozialismus tausendfach Gewaltver-
brechen verübt: Zwangssterilisationen, das Abschieben 
hilfebedürftiger Menschen in reine Verwahranstalten, in 
denen sie durch Unterversorgung starben, der Abtrans-
port jüdischer Patientinnen und Patienten 1940 in die 
Tötungsanstalt Brandenburg, Überstellungen Hunderter 
Patientinnen und Patienten in „Euthanasie“-Tötungsan
stalten bzw. deren Zwischenanstalten 1941 und 1943/44 
sowie die Ermordung schwerstbehinderter Kleinkinder in 
den „Kinderfachabteilungen“ 1939 bis 1945. Mindestens 
3000 Menschen aus Hamburg wurden bis Ende 1945 
durch Giftgas, Medikamente und Unterversorgung 
ermordet. 

Karl Kaufmann

Geboren am 10. Oktober 1900 in Krefeld,  
gestorben am 4. Dezember 1969 in Hamburg. 

Quelle: Bundesarchiv, Bildarchiv, Bild 146-1973-079-70

NSDAP-Gauleiter Karl Kaufmann war seit 
dem 16. Mai 1933 auch Reichsstatthalter 
für Hamburg. Die gesamte Hamburger 
Staats- und Gemeindeverwaltung war ihm 
direkt unterstellt. Schlüsselpositionen aller 

Behörden besetzte er mit ihm ergebenen NSDAP-Mitgliedern. Ab  
1934 betrieb er die Räumung der Staatskrankenanstalt Friedrichs-
berg; das Schicksal der dort untergebrachten Kranken interessierte 
ihn nicht. Nach Kriegsende war Karl Kaufmann bis 1948 in britischer 
Internierungshaft. Er musste sich nie vor einem Gericht verantworten. 
Ende der 1950er-Jahre war er leitender Mitarbeiter eines Versiche-
rungsunternehmens. 

Dr. Friedrich Ofterdinger

Geboren am 16. Mai 1896 in Rellingen,  
Kreis Pinneberg, gestorben am 9. Juni 1946 
in Neumünster. 

Quelle: Bundesarchiv – PK (ehem. BDC), 1080084290

Friedrich Ofterdinger arbeitete seit 1926 als 
praktischer Arzt in Hamburg-Groß Borstel. 
1929 trat er der NSDAP bei. Er wurde 
Ortsgruppenleiter und 1933 Kreisleiter. Seit 

1931 war er für die NSDAP Abgeordneter in der Hamburgischen 
Bürgerschaft. 1930 gehörte er zu den Gründungsmitgliedern des 
NS-Ärztebundes. Der Vertraute des NSDAP-Gauleiters Karl Kaufmann 
war ab Oktober 1933 Präsident der Gesundheits- und Fürsorge
behörde. Er machte Hamburg auf dem Gebiet der Gesundheits- und 
Sozialpolitik u. a. mit dem Aufbau eines „Gesundheitspaßarchivs“ 
und massenhaft durchgeführten Zwangssterilisationen zu einem 
„NS-Mustergau“.

Über das „Euthanasie“-Mordprogramm der „Aktion T4“ und über 
den Charakter späterer Massentransporte „in den Tod“ war Friedrich 
Ofterdinger in vollem Umfang informiert. Seine Position als Leiter der 
Gesundheitsverwaltung nutzte er, um die „Euthanasie“-Maßnahmen 
im Hamburger Raum energisch durchzusetzen. 

Friedrich Ofterdinger starb 1946 in britischer Internierungshaft.

Oskar Martini 

Geboren am 4. Februar 1884 in Schwerin,  
gestorben am 27. März 1980 in Hamburg. 

Quelle: Denkmalschutzamt Hamburg, Bildarchiv, 32965

Oskar Martini war bereits seit 1910 als Jurist 
in der Hamburger Verwaltung tätig, von 1920 
bis 1945 in den für die öffentliche Wohlfahrt 
zuständigen Ämtern. 

Er stellte sich 1933 als Vizepräsident der Gesundheits- und Fürsorge
behörde und 1938 als Stadtrat der Sozialverwaltung in den Dienst 
der nationalsozialistischen Fürsorgepolitik. Er war verantwortlich für 
Ausgrenzungen und Diskriminierungen sogenannter „Gemeinschafts
fremder“ und „Rassenfremder“ in den Wohlfahrtsanstalten und in 
der offenen Fürsorge sowie für ihre Erfassung und Beurteilung nach 
„Wertigkeit“ für die deutsche „Volksgemeinschaft“. Er organisierte 
Zwangssterilisationen und während des Krieges die Abtransporte 
mehrerer Hundert in den Versorgungsheimen untergebrachter 
psychisch kranker Menschen in auswärtige psychiatrische Anstalten. 
1937 trat Martini der NSDAP bei, 1939 ernannte ihn Karl Kaufmann 
zum Senator. 

Nach Kriegsende gehörte Oskar Martini dem von der britischen 
Militärregierung im Mai 1945 ernannten Senat an, in dem er für die 
Sozialverwaltung zuständig war. Ende Oktober 1945 veranlasste die 
Militärregierung seine Entlassung. 1950 stufte ihn das Spruch
gericht als „entlastet“ ein und erkannte ihm die vollen Pensions
ansprüche zu.
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Zwangssterilisationen in Hamburg 

Die Hamburger Gesundheits- und Fürsorgebehörde 
betrieb bereits im Herbst 1933, Monate vor Inkrafttreten 
des „Gesetzes zur Verhütung erbkranken Nachwuchses“ 
am 1. Januar 1934, die Erfassung „erbminderwertiger“ 
Menschen und deren Anzeige zur Sterilisation. Innerhalb 
kurzer Zeit sichteten die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
der Behörde, darunter die Fürsorgerinnen und die Amts-
ärzte der Fürsorgeverwaltung sowie das ärztliche Personal 
der Heil- und Pflegeanstalten, die betreffenden Kranken- und 
Fürsorgeakten und die Akten der Einrichtungen für Blinde 
und Gehörlose („Taubstumme“). Der aus Sicht der Behörde 
infrage kommende Personenkreis umfasste im Jahr 1933 
35 000 bis 40 000 Menschen im damaligen Hamburg, 
zu dem bis 1937 noch nicht die preußischen Städte 
Wandsbek, Altona und Harburg-Wilhelmsburg gehörten. 
Bei der Prüfung wurde der gesetzliche Ermessensrahmen 

„Sippschaftstafel“. 

Quelle: Staatsarchiv Hamburg, 113-2 A IV 21 a, Bd. 1

Nach der Auflösung der Staatskrankenanstalt Friedrichsberg 
1936 waren dort im neuen „Waisenhaus Friedrichsberg“ etwa 
450 Kinder und Jugendliche aus verschiedenen Heimen der 
Gesundheits- und Fürsorgebehörde untergebracht. Im selben 
Jahr wurden für 384 dieser Kinder und Jugendlichen unter 
18 Jahren „Sippschaftstafeln“ und „erbbiologische“ Gutachten 

sehr eng gegen die betreffenden Personen ausgelegt;  
wer bei den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern der 
Behörde als „minderwertig“, „moralisch schwachsinnig“ 
oder „asozial“ galt, wurde gemeldet. 

Vor dem Hamburger Erbgesundheitsgericht wurden 
mindestens 19 202 Verfahren eingeleitet. Das Gericht 
fällte 15 816 Sterilisationsbeschlüsse; hinzu kommt eine 
unbekannte Zahl von Beschlüssen anderer Gerichte in 
Wandsbek, Altona und Harburg-Wilhelmsburg. Die in den 
staatlichen Krankenhäusern vorgenommenen Sterilisa-
tionen, Kastrationen und Schwangerschaftsabbrüche 
schützten die Betroffenen nicht davor, später in ein 
Konzentrationslager eingewiesen oder im Rahmen der 
„Euthanasie“ ermordet zu werden.

erstellt; nur etwa 60 Kleinkinder wurden nicht „begutach-
tet“. Etwa 70 Prozent der Kinder und Jugendlichen galten 
danach als „erbbiologisch nicht ausreichend“. Sie waren 
damit potenzielle Opfer von Zwangssterilisationen. Die 
Gutachten erstellte der Leitende Oberarzt des Jugendamtes, 
Dr. Heinrich Lottig, im Auftrag des Leiters des Gesund-
heitswesens in der Gesundheits- und Fürsorgebehörde, 
Prof. Dr. Paul Peters.
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Die Psychiatrische und Nervenklinik  
der Hansischen Universität 

Die 1864 eröffnete „Irrenanstalt Friedrichsberg“ hatte 
seit 1919 zugleich die Funktion einer psychiatrischen 
Universitätsklinik. 1934/35 wurde die inzwischen in 
„Staatskrankenanstalt Friedrichsberg“ umbenannte 
psychiatrische Einrichtung mit etwa 1800 Patientinnen 
und Patienten nahezu vollständig geräumt. Die Hamburger 
Universität nutzte anschließend über mehrere Jahre einen 
Teil der Gebäude als psychiatrische Klinik.

Sie wurde im Frühjahr 1936 als „Psychiatrische und 
Nervenklinik der Hansischen Universität“ eingerichtet und 
war mit 13 Arztstellen und 137 Stellen für geprüfte Pflege-
kräfte bei 300 Krankenbetten im Vergleich zur vorherigen 
Krankenanstalt personell gut ausgestattet. 

Ab 1936 kamen in Hamburg mit psychischen Erkrankun-
gen neu Eingewiesene mit wenigen Ausnahmen zunächst 
in diese Klinik. Innerhalb weniger Tage erfolgte eine 
Selektion. Als „behandlungswürdig“ eingestufte Patientin-
nen und Patienten wurden stationär aufgenommen und 
therapeutisch versorgt; bei ihnen handelte es sich um 
Kranke, bei denen Aussicht auf Linderung der Leiden und 
Heilung bestand und die als „wertvolle Volksgenossen“ 
galten. Viele Kranke galten jedoch als nicht heilbar und 
als „behandlungsunwürdig“; sie wurden umgehend in die 
Staatskrankenanstalt Langenhorn (ab 1938 Heil- und 
Pflegeanstalt Langenhorn) verlegt. Diese Patientinnen 
und Patienten waren sehr häufig pflegebedürftig. Sie 
galten als unzumutbare Belastung der deutschen 
„Volksgemeinschaft“ und im Kontext der nationalsozial
istischen Rassenpolitik als Gefahr für die Reinhaltung 
der „völkischen Erbmasse“. 1942 erfolgte die Verlegung 
der Psychiatrischen und Nervenklinik der Hansischen 
Universität in Gebäude des Universitätskrankenhauses in 
Hamburg-Eppendorf.

Verwundete Soldaten und Pflegepersonal vor einem der 
Gebäude der Anstalt Friedrichsberg, Aufnahme zwischen 
1914 und 1918. 6. von rechts: Prof. Dr. Wilhelm 
Weygandt, seit 1908 Direktor der Anstalt. 

Quelle: Staatsarchiv Hamburg, 141-6, 6/355.1

Im Ersten Weltkrieg war in der Anstalt Friedrichsberg ein 
Reservelazarett für verwundete Soldaten untergebracht. 
Zugunsten der Soldaten erhielten die psychisch Kranken 
in dieser Zeit Hungerrationen. 40 Prozent der Patientin-
nen und Patienten seien, so Wilhelm Weygandt 1928, in 
dieser Zeit an den Folgen der Unterernährung gestorben.

Prof. Dr. Hans Bürger-Prinz, 1941.

Geboren am 16. November 1897 in Weinheim,  
gestorben am 29. Januar 1976 in Hamburg. 

Quelle: Fotoarchiv Institut für Geschichte und Ethik der Medizin,  
Universitätsklinikum Hamburg-Eppendorf

Der Psychiater Hans Bürger-Prinz, Beisitzer 
eines Erbgesundheitsgerichts, war seit dem 
1. Mai 1933 NSDAP-Mitglied sowie Mitglied 
weiterer NS-Organisationen. 1936 übernahm 

er die Leitung der Psychiatrischen und Nervenklinik der Hansischen 
Universität. Diese Klinik hatte für die Durchführung der „Euthanasie“-
Morde eine wichtige Funktion: Unheilbar Kranke und Patientinnen 
und Patienten, die als „behandlungsunwürdig“ galten, wurden von 
dort nach Langenhorn verlegt und aus dieser Anstalt ab 1940 in die 
Tötungsanstalten gebracht.

Hans Bürger-Prinz blieb bis 1965 Professor für Psychiatrie und 
Neurologie an der Universität Hamburg und bis 1968 Direktor der 
Psychiatrischen und Nervenklinik. Er vermittelte nach Kriegsende unter 
seinen Studenten den Eindruck, dank seines Engagements sei den 
Hamburger Psychiatriepatientinnen und -patienten das „Euthanasie“-
Schicksal erspart geblieben.
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Plan der „Irren-Anstalt Friedrichsberg“, 1901. 

Quelle: Staatsarchiv Hamburg, 141-6 6/251

Die Anstalt mit ihren repräsentativen Gebäuden 
war in eine großzügige Parkanlage eingebettet. Der 
hohe finanzielle und personelle Aufwand, der zum 
Betrieb dieser im Deutschen Reich vorbildlichen 
psychiatrischen Einrichtung noch im 19. Jahrhundert 
für erforderlich gehalten wurde, war bereits in 
der Weltwirtschaftskrise ab 1929 infrage gestellt 
worden. Die Nationalsozialisten begannen 1934 mit 
der vollständigen Räumung dieser Anstalt.
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Der „Friedrichsberg- 
Langenhorner Plan“ 

Die Ideologie von der „Minderwertigkeit“ psychisch 
kranker und geistig behinderter Menschen fand 1934 
in zwei Beschlüssen des Hamburger Senats ihren 
Niederschlag. Am 7. Oktober 1934 beschloss der Senat, 
heilbare Kranke unter „größtmöglichem Einsatz ärztlicher 
Betreuung“ zu behandeln, unheilbar Kranke aber „in 
erster Linie in Bewahrung“ zu nehmen und deren ärzt-
liche Betreuung auf ein „vertretbares Mindestmaß“ zu 
reduzieren. Am 17. Oktober 1934 folgte der Beschluss, 
die Staatskrankenanstalt Friedrichsberg vollständig zu 
räumen, die Patientinnen und Patienten auf andere 
Einrichtungen zu verteilen und die Gebäude „anderen 
Zwecken […] zugänglich zu machen“.

Bis Ende 1935 kamen daraufhin 1366 Patientinnen und 
Patienten im Rahmen des „Friedrichsberg-Langenhorner 
Planes“ von Friedrichsberg in die Staatskrankenanstalt 
Langenhorn, in die Hamburger Wohlfahrtsanstalten und  
in auswärtige Einrichtungen. 

Dieser Verdrängungsprozess setzte sich fort, da in den 
Zielanstalten die erforderlichen Bettenkapazitäten zur 
Aufnahme so vieler Menschen fehlten. So verblieben 
dort jeweils arbeitsfähige, zugängliche und pflegeleichte 
Patientinnen und Patienten, während die schwerer 
erkrankten und arbeitsunfähigen in Anstalten abge-
schoben wurden, die sie zu möglichst geringen Kosten 
unterbrachten. Die damit verbundene Entwurzelung der 
Patientinnen und Patienten, die menschenunwürdigen, 
überfüllten Massenquartiere in immer neuer Umgebung 
und die mangelhafte Versorgung führten innerhalb eines 
Jahres zu einem Ansteigen der Sterblichkeit der Verlegten 
um 30 Prozent. In diesem Prozess ist die Vorgehens-
weise bei den „Euthanasie“-Morden von 1940 bis 1945 
vorweggenommen.

Auszug aus dem Protokoll des Hamburger Senats, 
17. Oktober 1934, mit dem Zeichen des Senators 
der Inneren Verwaltung, Alfred Richter. 

Quelle: Staatsarchiv Hamburg, 113-2 A IV 21 a, Bd. 
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Ausschnitt von Seite 6 des 
„Friedrichsberg-Langenhorner 
Planes“ mit einem Zitat des 
Beschlusses des Hamburger 
Senats vom 7. Oktober 1934. 

Quelle: Staatsarchiv Hamburg, 131-4, 1934 A8/29

Erste Seite (Ausschnitt) eines 
Berichtes des Präsidenten der 
Gesundheits- und Fürsorge
behörde, Senator Dr. Friedrich 
Ofterdinger, über Geschichte  
und bisherige Ausführung des 
„Friedrichsberg-Langenhorner 
Planes“, Ende 1935. 

Quelle: Staatsarchiv Hamburg, 131-4, 1934 A8/29
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Ausgrenzung, Verfolgung und 
Ermordung jüdischer Patientinnen 
und Patienten 

In den Hamburger Anstalten und Heimen waren auch 
Menschen jüdischen Glaubens oder mit jüdischen Vor-
fahren untergebracht. In der Zeit des Nationalsozialismus 
waren sie im besonderen Maße Schikanen und Verfolgung 
ausgesetzt. Sie wurden isoliert und schlecht versorgt. 
Die Unterbringungskosten mussten die nicht staatliche 
jüdische Wohlfahrtspflege und die Reichsvereinigung der 
Juden in Deutschland aufbringen. 

1937 verweigerten die Alsterdorfer Anstalten die Neu-
aufnahme eines jüdischen Kindes. 1938 verlegten sie 
ihre zum Teil langjährigen jüdischen Bewohnerinnen und 
Bewohner in die Staatskrankenanstalt Langenhorn und 
in die staatlichen Versorgungsheime. Diesem „Vorbild“ 
folgten die Ricklinger Anstalten im Kreis Segeberg. Der in 
diesen Einrichtungen verbreitete Antisemitismus war der 
wesentliche Hintergrund des „Rauswurfes“.

Im April 1940 forderte das Reichsinnenministerium auch 
den Hamburger Reichsstatthalter Karl Kaufmann als 
oberste Landesdienststelle auf, alle „an Schwachsinn 
oder einer Geisteskrankheit“ leidenden und in Hamburger 
Einrichtungen untergebrachten Jüdinnen und Juden zu 
melden. Ende August 1940 folgte die Anweisung des 
Ministeriums, alle „Volljuden“ zunächst in die Heil- und 
Pflegeanstalt Langenhorn zu verlegen, auch diejenigen, 
die zuvor in anderen Anstalten Norddeutschlands er- 
fasst worden waren. Am 23. September 1940 wurden  
153 jüdische Männer und Frauen aus Langenhorn in 
die als „Landes-Pflegeanstalt“ getarnte Tötungsanstalt 
in Brandenburg an der Havel abtransportiert und dort 
noch am selben Tag unmittelbar nach ihrer Ankunft durch 
Giftgas ermordet. Diese Deportation war die erste und 
einzige jüdischer Männer und Frauen aus Hamburg, die 
direkt in einer Gaskammer endete.

Eine ähnliche Maßnahme fand 1941/42 statt: Jüdische 
Patientinnen und Patienten aus Norddeutschland wurden 
über Langenhorn in die Israelitische Heil- und Pflegean-
stalt für Nerven- und Gemütskranke in Bendorf-Sayn bei 
Koblenz verlegt und später von dort in die Vernichtungs
lager deportiert.

Reinhard Laski

Geboren am 11. Mai 1887 in Hamburg,  
ermordet am 23. September 1940 in der  
„Landes-Pflegeanstalt Brandenburg a. H.“. 

Quelle: Staatsarchiv Hamburg, 352-8/7, Abl. 1/1995, 25351

Reinhard Laski lebte seit 1922 in den Alsterdorfer 
Anstalten. Die Ärzte hatten bei ihm eine geistige 
Behinderung diagnostiziert. In seiner Jugend 

war er zudem infolge einer missglückten Operation erblindet. Er galt als 
ruhiger und verträglicher Bewohner, der sich in seine Umgebung einfügte 
und leichte Arbeiten verrichtete.

Weil Reinhard Laski Jude war, schoben die Alsterdorfer Anstalten ihn 
1938 in die Heil- und Pflegeanstalt Langenhorn ab. Von dort kam er 
zwischenzeitlich in die Heilanstalt Lübeck-Strecknitz und am 16. Sep-
tember 1940 wieder zurück nach Langenhorn. Am 23. September 1940 
gehörte er dem Transport in die Tötungsanstalt Brandenburg an, wo er 
unmittelbar nach seiner Ankunft ermordet wurde.

Seinen Angehörigen wurde mitgeteilt, Reinhard Laski sei am 31. Januar 
1941 in einer Nervenheilanstalt in Chełm bei Lublin in Polen verstorben.

Aufnahmeakte der Heil- und Pflegeanstalt Langenhorn 
von Reinhard Laski, 28. Oktober 1938. 

Quelle: Staatsarchiv Hamburg, 352-8/7, Abl. 1/1995, 25351

Die Verlegung aus den Alsterdorfer Anstalten im Jahr 
1938 erfolgte, weil Reinhard Laski Jude war.
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Eskalation der Verbrechen  
während des Zweiten Weltkrieges  
in Hamburg 

Bis 1939: Psychisch kranke und schwer behinderte 
Menschen waren bereits vor 1933 in großer Zahl in 
Anstalten untergebracht und damit sozial weitgehend 
isoliert. In der Zeit des Nationalsozialismus verschärfte 
sich ihre Diskriminierung durch die zusätzliche körperli-
che und seelische Gewalt der Zwangssterilisationen. Dies 
war ein weiterer Schritt in einem Prozess, der im Zweiten 
Weltkrieg in den Massenmord mündete.

Ab 1940: Die Erfassung der Bewohnerinnen und 
Bewohner aller Hamburger Einrichtungen, in denen 
psychisch kranke und geistig behinderte Menschen 
lebten, mittels Meldebogen der „Aktion T4“ beginnt. 

1940: Jüdische Patientinnen und Patienten aus nord-
deutschen Anstalten werden unabhängig von der Art ihrer 
Erkrankung oder Behinderung im September 1940 von 
der Heil- und Pflegeanstalt Langenhorn abtransportiert 
und im ehemaligen Zuchthaus Brandenburg durch Gas 
ermordet.

1940/41: In Hamburg werden im Kinderkrankenhaus 
Rothenburgsort und in der Heil- und Pflegeanstalt 
Langenhorn „Kinderfachabteilungen“ eingerichtet, in 
denen Säuglinge und Kleinkinder auf Empfehlung des 
„Reichsausschusses“ beobachtet und von behandelnden 
Ärztinnen und Ärzten getötet werden. Die „Kinderfachab-
teilung“ in Langenhorn existiert bis Anfang Juli 1943, die 
in Rothenburgsort bis Kriegsende.

März bis Mai 1941: Um ausländische Zwangsarbeiterin-
nen und Zwangsarbeiter unterzubringen und zur Nutzung 
der Gebäude für „kriegswichtige Zwecke“ werden 429 
Männer und Frauen aus mehreren Hamburger Versor-
gungsheimen in auswärtige Anstalten, darunter Meseritz-
Obrawalde im Osten der Provinz Mark Brandenburg, 
verlegt. Die meisten von ihnen sterben durch Medikamente 
und unzureichende Versorgung.

Knapp 400 Patientinnen und Patienten der Heil- und 
Pflegeanstalt Langenhorn werden in Anstalten in Lüne-
burg, Neustadt in Holstein und Rickling bei Bad Segeberg 
verlegt, um Gebäude als Hilfskrankenhaus zu nutzen; die 
Verlegungen sind Teil der Kriegsplanungen für den Fall 
größerer Bombenangriffe auf Hamburg. 

Kurt Gerhard Struve, 1950. 

Geboren am 11. Juli 1902 in Hamburg,  
gestorben am 20. September 1986 in Flensburg. 

Staatsarchiv Hamburg, 131-15, C 1016

Ein wichtiger Organisator der Massenverlegungen 
der Patientinnen und Patienten in Tötungsanstalten 
der „Euthanasie“ war Kurt Struve, der während des 
Zweiten Weltkrieges die Allgemeine Verwaltung in 
der Hamburger Gesundheitsverwaltung leitete und 
Stellvertreter von Senator Friedrich Ofterdinger war. 
Er verfügte über die notwendigen Kontakte zu den 
Verwaltungsleitern der Hamburger Psychiatrie- und 
Behinderteneinrichtungen und zu den Anstalten 
außerhalb Hamburgs und ebnete die „Wege in den 
Tod“ für mehrere Tausend Hamburger Männer, 
Frauen und Kinder.

Juli/August 1941: In der Zentrale der „Aktion T4“ in Berlin 
sind anhand der eingegangenen Meldebogen Listen 
der zu tötenden Hamburger Patientinnen und Patienten 
erstellt worden. Auf Grundlage dieser Listen erfolgen 
Abtransporte von 125 Männern und 30 Frauen aus 
Langenhorn in eine „Euthanasie“-Zwischenanstalt. Das 
Ende der „Aktion T4“ am 24. August 1941 rettet jedoch 
nicht ihr Leben, da das Mordprogramm in den Anstalten 
inoffiziell dezentral weitergeführt wird.

November 1941: 203 Männer und Frauen, darunter  
70 ehemalige Bewohnerinnen und Bewohner der Alster-
dorfer Anstalten, werden von Langenhorn in die Gauheil-
anstalt Tiegenhof bei Gnesen im Reichsgau Wartheland 
abtransportiert, wo sie durch Aushungern oder mit 
Medikamenten ermordet werden. Sie sind zuvor überwie-
gend auf Grundlage der Meldebogen von der Zentrale der 
„Aktion T4“ zur „Euthanasie“ bestimmt worden.

Mai 1943 bis Mai 1944: Die Heil- und Pflegeanstalt 
Langenhorn wird weitgehend von Psychiatriepatientinnen 
und -patienten geräumt und im August 1943 erfolgt eine 
Teilräumung der Alsterdorfer Anstalten. So werden 1943 
und 1944 insgesamt weit über 2000 Frauen, Männer 
und Kinder in auswärtige Anstalten abtransportiert, um 
Platz für Ausgebombte und für Zwangsarbeiterinnen 
und Zwangsarbeiter, für eine Nutzung der Gebäude als 
Allgemeines Krankenhaus und für „kriegswichtige Zwe-
cke“ zu schaffen. Die meisten der Verlegten sterben an 
Unterversorgung oder durch Medikamente.
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Die Staatskrankenanstalt Langen-
horn im Nationalsozialismus 

Die Staatskrankenanstalt Langenhorn, 1938 in „Heil- und 
Pflegeanstalt Langenhorn“ umbenannt, war 1893 zur 
Entlastung der Staatskrankenanstalt Friedrichsberg 
gegründet worden. Sie verfügte 1933 über mehr als  
2000 Betten für psychisch kranke Männer und Frauen.

In der Zeit des Nationalsozialismus lebten die Patientinnen 
und Patienten dort auf engstem Raum; Ende 1935 waren 
mehr als 2500 Kranke in der Anstalt untergebracht, ohne 
dass zusätzliche Unterkünfte errichtet worden wären. 
Die schon lange praktizierte Arbeitstherapie wurde 
stark erweitert. Selbst nur eingeschränkt arbeitsfähige 
Patientinnen und Patienten mussten in einem straff 
organisierten Arbeitseinsatz in der Landwirtschaft und 
in Anstaltsbetrieben zur Senkung ihrer Unterbringungs
kosten beitragen und unter anderem Lebensmittel für 
Hamburger Krankenhäuser produzieren. Ihre eigene 
Versorgung war von der Anstaltsleitung dagegen auf 
ein Minimum reduziert worden; die Gesundheits- und 
Fürsorgebehörde nahm die daraus resultierende hohe 
Sterberate in Kauf. Um Platz zu schaffen und um die 
Kosten weiter zu senken, wurden Hunderte vor allem nicht 
arbeitsfähiger Patientinnen und Patienten in möglichst 
kostengünstige Anstalten im norddeutschen Raum 
abgeschoben, in denen sie kaum betreut wurden. 

Während des Zweiten Weltkrieges hatte die Heil- und 
Pflegeanstalt Langenhorn in Norddeutschland eine 
zentrale Rolle im „Euthanasie“-Mordprogramm. Sie 
fungierte als Sammelstelle für Menschen mit psychischen 
Erkrankungen und geistigen Behinderungen vor ihrem 
Abtransport in Tötungsanstalten. Auch eine der beiden 
„Kinderfachabteilungen“ in Hamburg war in dieser Anstalt 
eingerichtet. Die Gesundheitsverwaltung wandelte die 
Heil- und Pflegeanstalt ab 1942 schrittweise durch die 
Verlagerung verschiedener Abteilungen Hamburger 
Krankenhäuser nach Langenhorn in ein Allgemeines 
Krankenhaus um. Im November 1943 erfolgte die 
offizielle Umbenennung in „Allgemeines Krankenhaus 
Langenhorn“.

Ehrung von Prof. Dr. Gerhard Schäfer im  
„Hamburger Anzeiger“, 13. Juli 1934 (Auszug).

Quelle: Staatsarchiv Hamburg, 351-10, 401

Prof. Dr. Gerhard Schäfer war bis Oktober 1934 ärztlicher 
Direktor der Staatskrankenanstalt Langenhorn; danach 
übernahm sein Stellvertreter, Prof. Dr. Heinrich Körtke, 
für mehrere Jahre kommissarisch diese Funktion. Beide 
befürworteten Zwangssterilisationen. Bis Ende 1934 
erstellte die Anstalt bereits 570 Sterilisationsgutachten. 
In der Anstalt tagte auch das Erbgesundheitsgericht, dem 
Heinrich Körtke als Beisitzer angehörte. Körtke und die 
Verwaltungsleiter der Anstalt, Dr. Gerhard Hanko und Franz 
Freese, waren während des Zweiten Weltkrieges in der 
Heil- und Pflegeanstalt Langenhorn hauptverantwortlich am 
„Euthanasie“-Mordprogramm beteiligt. Gerhard Schäfer, 
der auch Mitglied des Vorstands der Stiftung Alsterdorfer 
Anstalten war und nach dem Ausscheiden in Langenhorn 
deren Vorstandsvorsitzender wurde, fungierte als Beisitzer 
des Erbgesundheitsobergerichts.

Nähstube in der Staatskrankenanstalt 
Langenhorn, 1928. 

Quelle: Staatsarchiv Hamburg, 720-1, 141-19, 6

Die Arbeit in der Nähstube galt als Teil 
der Therapie für Patientinnen.
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„Wachsaal“ in der Staatskrankenanstalt 
Langenhorn, um 1928. 

Quelle: Staatsarchiv Hamburg, 720-1, 141-19, 6

Im Wachsaal wurden Patientinnen und Patienten, 
die Ärzten und Pflegepersonal als „schwierig“ 
oder „unruhig“ erschienen, tagsüber isoliert.

Gebäude der „Irrenanstalt Langenhorn“, 1901. 

Quelle: Staatsarchiv Hamburg, 720-1, 141-19, 6

Während des Zweiten Weltkrieges erfolgten 
von der Heil- und Pflegeanstalt Langenhorn Ab-
transporte von mehr als 4000 Patientinnen und 
Patienten in Tötungsanstalten der „Euthanasie“.

Plan der „Irrenanstalt Langenhorn“, 1910. 

Quelle: Theodor Neuberger: Die Irrenanstalt Langenhorn-Hamburg. Sonderdruck  
Heil- und Pflegeanstalten für Psychisch-Kranke, Halle/Saale 1910, S. 3
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	 Die Staatskrankenanstalt Friedrichsberg bis zur Auflösung 1936

	 Die Psychiatrische und Nervenklinik der Hansischen Universität Eilbecktal  
	 (vormals Staatskrankenanstalt Friedrichsberg) ab 1936 

	 Die Psychiatrische und Nervenklinik der Hansischen Universität  
	 (Universitäts-Krankenhaus Eppendorf) ab 1942

	 Andere psychiatrische Einrichtungen

	 Die Alsterdorfer Anstalten

	 Die Hamburger Versorgungsheime

	 Die Polizei, die Justiz, niedergelassene Ärzte, Krankenhäuser, Lazarette und  
	 das Gesundheitsamt (Einzeleinweisungen)

	 Das Erziehungs- und Pflegeheim Anscharhöhe
Seit Mitte 1935 kooperierten das diakonische Erziehungs- und Pflege-
heim Anscharhöhe in Hamburg-Eppendorf und die Anstalt Langenhorn; 
100 Langenhorner Patientinnen waren dort untergebracht. Viele 
ehemalige Bewohnerinnen des Heimes Anscharhöhe starben im Anschluss 
an eine Rückverlegung nach Langenhorn ab 1941 in Tötungs- oder 
Zwischenanstalten der „Euthanasie“. Allein dem Transport in die Wagner 
von Jauregg-Heil- und Pflegeanstalt der Stadt Wien vom 16. August 1943 
gehörten 49 dieser Frauen an, von denen nur wenige überlebt haben.

	 Das Pflegeheim Eichenkamp
Zum Zeitpunkt des Beginns der Kooperation mit dem Heim Anscharhöhe 
begann auch eine Zusammenarbeit mit dem Pflegeheim Eichenkamp in 
Pinneberg-Thesdorf. Mitte 1935 wurden 100 Patientinnen dorthin verlegt.

	 Die Ricklinger Anstalten 
Auf der Grundlage einer 1935 getroffenen Vereinbarung der Stadt 
Hamburg mit dem Landesverein für Innere Mission in Schleswig-Holstein 
wurden bis Kriegsende mehrere Hundert Hamburger Psychiatriepati-
entinnen und -patienten in den Ricklinger Anstalten bei Bad Segeberg 
untergebracht. Allein während des Krieges kamen 453 Männer und 
251 Frauen über die Anstalt Langenhorn nach Rickling. Die Verhältnisse  
in Rickling waren durch unzureichende Unterbringung und Ernährung 
sowie mangelhafte Pflege geprägt. Bis Ende 1945 starben dort mehr als 
300 der Langenhorner Patientinnen und Patienten. 

	 Die Hamburger Versorgungsheime der Sozialverwaltung 
Der Hamburger Gesundheits- und Fürsorgebehörde unterstanden Wohl-
fahrtsanstalten, die 1934 und 1935 im Zuge der Räumung der Staats
krankenanstalt Friedrichsberg etwa 500 psychisch Kranke und geistig 
Behinderte aufnehmen mussten. Weitere Verlegungen folgten; allein im 
Versorgungsheim in Hamburg-Farmsen waren 1940 etwa 900 Patientinnen 
und Patienten aus Langenhorn untergebracht. Sie wurden dort bei unzu-
reichender Ernährung nahezu ohne ärztliche Betreuung mit niedrigstem 
pflegerischem Aufwand „verwahrt“. 

	 Das Gut Düssin  
Das Gut Düssin in Mecklenburg wurde von der Stadt Hamburg am 
1. Dezember 1938 übernommen. Es sollte zu einer Anstalt für mehr als 
4000 Hamburger psychisch Kranke und geistig Behinderte ausgebaut 
werden; die Pläne wurden allerdings nicht realisiert. In Düssin waren 220 
geistig Behinderte untergebracht, bis die Hamburger Sozialverwaltung im 
September 1940 das Gut übernahm und die Baracken mit etwa 200 alten 
und siechen Insassen der Versorgungsheime belegte.

	 Die Heil- und Pflegeanstalt Lüneburg 
Ab Frühjahr 1941 wurden mehrere Hundert Patientinnen und Patienten 
der Heil- und Pflegeanstalt Lüneburg im Rahmen der „Aktion T4“ in 
Zwischen- und Tötungsanstalten verlegt, um damit Platz für Transporte aus 
Langenhorn zu schaffen. Zwischen März 1941 und Januar 1943 nahm die 
Lüneburger Anstalt 160 Frauen und 214 Männer aus Langenhorn auf, von 
denen 105 bis Ende August 1943 starben. Die anderen Patientinnen und 
Patienten kamen im September 1943 wieder nach Hamburg-Langenhorn 
und wurden von dort überwiegend in andere Anstalten verlegt, in denen 
sie völlig unzureichend versorgt wurden. So sind alle 74 Patientinnen und 
Patienten aus Lüneburg, die von Langenhorn nach Meseritz-Obrawalde 
überstellt wurden, dort gestorben.

	 Die Provinzialheilanstalt Neustadt/Holstein 
Am 21. März 1941 wurden 50 Männer und 50 Frauen von Langenhorn 
nach Neustadt verlegt. Bereits am 3. Mai 1941 erfolgte ihr Weitertransport 
nach Lüneburg.

	 Die Heilanstalt Lübeck-Strecknitz 
Seit 1930 waren in der 1912 eröffneten Heilanstalt Strecknitz bei Lübeck 
300 bis 400 psychisch Kranke aus Hamburg untergebracht. Gegen 
Ende der 1930er-Jahre wurde die Anstalt mit Mitteln der Stadt Hamburg 
ausgebaut. Im September 1941 wurde sie aufgelöst und alle Bewohnerin-
nen und Bewohner in andere Anstalten abgeschoben. In den hessischen 
Anstalten Eichberg, Weilmünster und Hadamar starben mindestens 322 
der 395 Hamburger Strecknitz-Patientinnen und -Patienten.

	 Die Wahrendorff’sche Privatklinik in Ilten 
Zwischen Oktober 1941 und Februar 1943 wurden in sechs Transporten 
insgesamt 340 psychisch Kranke in die bei Hannover gelegene „Dr. Ferdi-
nand Wahrendorff’sche Privatklinik und Sanatorium für Nerven- und Ge-
mütskranke“ verlegt. Bis Ende 1945 starben 95 der 195 dorthin verlegten 
Männer und 103 der 145 Frauen. Die Gründe der hohen Sterblichkeit sind 
nicht bekannt; die Klinik führte sie nach Kriegsende auf die mangelhafte 
Verpflegung und auf Epidemien zurück. 

	 Die Dr. Kurt Frontheim-Privatanstalt in Liebenburg 
Am 16. Juni 1942 wurden 35 Patientinnen in die privat geführte Dr. Kurt 
Frontheim-Anstalt in Liebenburg am Harz verlegt; 15 Hamburger  
Patientinnen sind dort gestorben

Verlegungen von Langenhorn in Anstalten im Hamburger Bereich

Einweisungen und Überstellungen in die Heil- und Pflegeanstalt Langenhorn
(bis 1938 Staatskrankenanstalt Langenhorn)

Wege in den Tod
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	 Die Tötungsanstalt Brandenburg 
Der erste Transport im Rahmen der „Euthanasie“-Morde umfasste 
136 jüdische Frauen und Männer aus der Heil- und Pflegeanstalt 
Langenhorn sowie Patientinnen und Patienten aus den Hamburger 
Versorgungsheimen und weiteren norddeutschen Anstalten, die zuvor 
für diesen Sammeltransport nach Langenhorn gebracht worden waren. 
Sie wurden am 23. September 1940 in die Tötungsanstalt Brandenburg 
gebracht und dort sofort mit Giftgas ermordet. Dieser Transport war der 
erste Abtransport jüdischer Bürgerinnen und Bürger aus Hamburg und  
der einzige, der direkt in eine Gaskammer führte. 

	 Die Landes-Heil- und Pflegeanstalt Königslutter
Die drei Transporte aus Langenhorn in die Landes-Heil- und Pflegeanstalt 
Königslutter bei Braunschweig am 10. Juli, 29. Juli und 14. August 1941 
mit insgesamt 125 Männern und 30 Frauen erfolgten in der ersten 
Phase des „Euthanasie“- Programms.Königslutter diente hierbei als 
Zwischenstation vor der Tötungsanstalt Bernburg. Die erste Gruppe von 
ursprünglich 50 Männern wurde am 11. August 1941 nach Bernburg 
weitertransportiert, wo sie bis auf wenige Ausnahmen sofort mit Giftgas 
ermordet wurden. Als am 24. August 1941 das „Euthanasie“-Programm 

offiziell eingestellt wurde, verblieben die noch nicht weitertransportierten 
30 Frauen und 75 Männer aus Langenhorn in Königslutter. Aus dieser 
Gruppe starben dort bis Kriegsende 29 Frauen und mindestens 50  
Männer. Zwei weitere Transporte von Langenhorn nach Königslutter mit 
insgesamt 50 Männern und Frauen erfolgten im März 1942 und im  
August 1943.

	 Die Gauheilanstalt Tiegenhof  
Die drei Transporte aus Langenhorn vom 14., 20. und 27. November 
1941 in die Gauheilanstalt Tiegenhof bei Gnesen im Warthegau mit 
insgesamt etwa 100 Frauen und 100 Männern erfolgten zwar wenige 
Monate nach der offiziellen Einstellung der „Euthanasie“ in der „Aktion T4“ 
am 24. August 1941. Doch waren zumindest die Bewohnerinnen und 
Bewohner der Alsterdorfer Anstalten, die diesen Transporten angehörten, 
bereits Ende Juli 1941 auf Veranlassung der Zentrale der „Aktion T4“ nach 
Langenhorn verlegt worden, um sie später in eine der Tötungsanstalten 
weiterzutransportieren. In Tiegenhof wurden Patientinnen und Patienten 
auch nach der offiziellen Einstellung der „Euthanasie“ mit Medikamenten 
und durch unzureichende Ernährung ermordet, darunter auch nahezu alle 
Patientinnen und Patienten aus Langenhorn.

	 Die Landesheilanstalt Weilmünster 
Am 25. Mai, 1. Juni und 8. Juni 1943 wurden insgesamt 105 Frauen und 
50 Männer in die hessische Landesheilanstalt Weilmünster verlegt. Dort 
starben Patientinnen und Patienten durch unzureichende Versorgung. 
Zugleich überstellte die Anstalt Weilmünster laufend Patientinnen und 
Patienten in die als Tötungsanstalt eingerichtete Anstalt Hadamar. In 
Weilmünster sind bis Ende 1945 96 Frauen und Männer aus Langenhorn 
gestorben, in Hadamar alle 25 dorthin überstellten. Mehrere Schicksale 
sind ungeklärt.

	 Die Landesheilanstalt Eichberg 
Am 7. August 1943 wurden 78 Männer in die hessische Landesheilanstalt 
Eichberg verlegt. Dort wurden Patientinnen und Patienten mit Medikamen-
ten und durch unzureichende Versorgung ermordet. Zugleich fungierte 
diese Anstalt als Zwischenanstalt für Hadamar. Mindestens 42 der 
Patienten aus Langenhorn starben in Eichberg oder Hadamar. 22 Schick-
sale sind ungeklärt.

	 Die Heilerziehungs- und Pflegeanstalt Scheuern
Am 7. August 1943 erfolgte die Verlegung von 99 Männern in die hessi-
sche Heilerziehungs- und Pflegeanstalt Scheuern, eine Einrichtung der 
Inneren Mission, die zu diesem Zeitpunkt als Zwischenanstalt für Hadamar 
fungierte. 25 dieser Männer starben in Scheuern, 53 in Hadamar.

	 Die Landesheilanstalt Hadamar 
Im Sommer 1943 erfolgten sechs Transporte mit insgesamt 347 Patien-
tinnen in die hessische Landesheilanstalt Hadamar. Diese Anstalt war 
1940/41 zu einer der sechs Tötungsanstalten der „Aktion T4“ ausgebaut 
worden; sie behielt diese Funktion auch nach der offiziellen Einstellung der 
„Euthanasie“ in der „Aktion T4“ am 24. August 1941. In Hadamar wurden 
Patientinnen und Patienten 1943 mit Medikamenten und durch unzurei-
chende Versorgung ermordet. 164 der Frauen aus Langenhorn starben 
bereits im ersten Monat nach ihrer Ankunft. Insgesamt starben dort 311 
der 347 Langenhorner Patientinnen. 

	 Die Landesheilanstalt Meseritz-Obrawalde 
Die Landesheilanstalt Meseritz-Obrawalde in der Mark Brandenburg wurde 
bereits wenige Monate nach der offiziellen Einstellung der „Euthanasie“ in 
eine Tötungsanstalt umgewandelt. Die Patientinnen und Patienten wurden 
dort überwiegend mit Medikamenten wie z. B. Luminal ermordet. Von Lan-

genhorn erfolgten zwischen März 1943 und Mai 1944 zehn Transporte mit 
insgesamt 239 Frauen und 268 Männern nach Meseritz-Obrawalde. Bis 
Februar 1945 sind dort mindestens 388 von ihnen gestorben, 24 lebten 
zu diesem Zeitpunkt dort noch. Das Schicksal der weiteren Hamburger 
Patientinnen und Patienten ist unbekannt.

	 Die Heil- und Pflegeanstalt Sachsenberg
Von der Heil- und Pflegeanstalt Sachsenberg in Schwerin sind zunächst 
275 eigene Patientinnen und Patienten in die Tötungsanstalt Bernburg 
gebracht und dort mit Giftgas ermordet worden. Später wurden in 
Sachsenberg psychisch kranke Erwachsene auch aus anderen Anstalten 
durch Medikamente und schlechte Versorgung ermordet. Aus Langenhorn 
wurden im August 1943 sieben Patientinnen und ein Patient und im 
September 1944 in zwei weiteren Transporten insgesamt 100 Patientin-
nen und Patienten in die Anstalt Sachsenberg verlegt. 44 der Frauen und 
Männer aus Langenhorn sind dort gestorben

	 Die Landesheilanstalt Uchtspringe 
Am 5. August 1943 wurden 59 Frauen in die Landesheilanstalt Ucht-
springe in der preußischen Provinz Sachsen verlegt. In dieser Anstalt, 
die zugleich als Zwischenanstalt fungierte, wurden Patientinnen und 
Patienten durch unzureichende Versorgung ermordet. 32 Patientinnen aus 
Langenhorn starben in Uchtspringe, mindestens 8 wurden nach Meseritz-
Obrawalde verlegt. Mehrere Schicksale sind ungeklärt.

	 Die Wagner von Jauregg-Heil- und Pflegeanstalt der Stadt Wien
Die Wagner von Jauregg-Heil- und Pflegeanstalt der Stadt Wien, auch unter 
dem Namen „Steinhof“ bekannt, war mit 4280 Patientinnen und Patienten 
im Juli 1940 eine der größten psychiatrischen Einrichtungen Europas. Im 
Sommer 1940 begannen von dort die Abtransporte in die Tötungsanstalt 
Hartheim bei Linz/Donau in Rahmen des „Euthanasie“-Programms, dem 
insgesamt 3200 Männer, Frauen und Kinder dieser Anstalt zum Opfer 
fielen. Nach der offiziellen Einstellung der „Euthanasie“ in der „Aktion T4“ 
am 24. August 1941 wurden die Morde bis Kriegsende durch unzureichen-
de Ernährung und mangelhafte Versorgung fortgesetzt. In dieser zweiten 
Phase der „Euthanasie“ starben dort mehr als 3500 Patientinnen und 
Patienten. Von den 300 Bewohnerinnen und Bewohnern der Alsterdorfer 
Anstalten sowie Patientinnen und Patienten der Heil- und Pflegeanstalt 
Langenhorn, die am 16. August 1943 von Hamburg nach Wien gebracht 
wurden, starben dort bis Ende 1945 mindestens 257. 

Die ersten Transporte in Tötungs- oder Zwischenanstalten der „Euthanasie“

Die weiteren Transporte 1943 bis 1945
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Die „Kinderfachabteilung“ in der  
Heil- und Pflegeanstalt Langenhorn 

Auf Wunsch des „Reichsausschusses“ in Berlin bereitete 
die Hamburger Gesundheitsverwaltung ab Sommer 1940 
zur Durchführung der „Kinder-Euthanasie“ die Einrichtung 
einer zweiten „Kinderfachabteilung“ in Hamburg vor. Eine 
erste „Kinderfachabteilung“ bestand bereits im Kinder
krankenhaus Rothenburgsort.

Für die Leitung der neuen „Kinderfachabteilung“ wurde 
Dr. Friedrich Knigge, Assistenzarzt in der Heil- und Pflege-
anstalt Langenhorn, gewonnen, nachdem er im Dezember 
1940 an einer Tagung des „Reichsausschusses“ in Berlin 
teilgenommen hatte.

Anfang 1941 nahm die Heil- und Pflegeanstalt Langen-
horn erstmals Säuglinge und Kleinkinder auf. Zeitgleich 
ließ der „Reichsausschuß“ Gutachten anfertigen, nach 
denen über das weitere Schicksal der Kinder entschieden 
werden sollte. Mit dem Kinderkrankenhaus Rothenburgs-
ort und dessen „Kinderfachabteilung“ entwickelte sich 
eine enge Zusammenarbeit. Die „Behandlungen“ – also 
Tötungen – und die anschließenden Sektionen führte 
Knigge persönlich durch. Die Gehirne der Kinder sandte 
er an den damaligen Leiter des neuroanatomischen 
Forschungslabors in der Psychiatrischen und Nervenklinik 
der Hansischen Universität, Dr. Hans Jacob, wo sie 
weiteren Untersuchungen dienten und für die Forschung 
genutzt wurden.

Die „Kinderfachabteilung“ in Langenhorn bestand bis 
Anfang Juli 1943, als sie vermutlich im Zusammenhang 
mit der Umwandlung der Heil- und Pflegeanstalt Langen-
horn in ein Allgemeines Krankenhaus aufgelöst wurde. 

42 Kinder der „Kinderfachabteilung“ Langenhorn waren 
mit Sicherheit und weitere 27 Kinder möglicherweise 
beim „Reichsausschuß“ gemeldet. Von ihnen wurden 
22 in Langenhorn und 6 nach ihrer Verlegung im Kinder
krankenhaus Rothenburgsort getötet. 32 Kinder wurden, 
meist auf Verlangen ihrer Eltern, die einer „Behandlung“ 
nicht zustimmten, nach Hause entlassen. Die übrigen 
Kinder kamen in andere Anstalten; kaum eines von ihnen 
hat überlebt.

Eines der zahlreichen Gebäude der „Irrenanstalt  
Langenhorn“, 1909. 

Foto: G. Koppmann, Hamburg. Quelle: Staatsarchiv Hamburg, 720-1, 141-19, 6

Die „Kinderfachabteilung“ war in einem der Häuser der 
Anstalt in Langenhorn, zunächst Haus F 7, dann Haus 
M 10 und zuletzt Haus M 6, untergebracht. Sie unterschied 
sich im Aufbau nicht von den anderen Stationen. Die 
„Kinderfachabteilung“ verfügte über Patientenzimmer, 
Schwesternzimmer, ein Untersuchungszimmer, in dem die 
tödlichen Spritzen gegeben wurden, und ein Arztzimmer. 

Aufnahmebogen der Heil- und Pflegeanstalt Langenhorn 
für Rita Ahrens, 28. November 1942. 

Quelle: Staatsarchiv Hamburg, 352-8/7, Abl. 2000/1, 10

Rita Ahrens wurde auf Veranlassung des „Reichsaus-
schusses“ in die Heil- und Pflegeanstalt Langenhorn 
eingewiesen. 
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Dr. Friedrich Knigge

Geboren am 11. August 1900 in 
Jever in Oldenburg, gestorben am 
2. Dezember 1947 in Hamburg.

Der Neurologe und Psychiater 
Friedrich Knigge war seit 1929 Assis-
tenzarzt in der Staatskrankenanstalt 

Langenhorn, der späteren Heil- und Pflegeanstalt Langenhorn. 
1937 trat er der NSDAP bei, 1939 dem NS-Ärztebund. 1940 
übernahm er die Leitung der „Kinderfachabteilung“ in der 
Heil- und Pflegeanstalt Langenhorn. 1942 erfolgte seine 
Ernennung zum Oberarzt, Ende 1943 wurde er Ärztlicher 
Direktor des Allgemeinen Krankenhauses Langenhorn.

Im Zuge von Ermittlungen der Staatsanwaltschaft beim 
Landgericht Hamburg nach Kriegsende bestätigte der 
inzwischen von seiner Funktion als Ärztlicher Direktor des 
Allgemeinen Krankenhauses Langenhorn enthobene Knigge 
seine unmittelbare Beteiligung an der Tötung mehrerer Kinder. 
Er sah darin kein Unrecht. Er verstarb noch während des 
Ermittlungsverfahrens.

Bericht Friedrich Knigges an den „Reichsausschuß“, 
16. April 1943 (Auszüge). 

Quelle: Staatsarchiv Hamburg, 352-8/7, Abl. 2000/1, 10

Am Ende des Berichtes sucht Knigges um „die Zustim-
mung zur Behandlung“, d. h. zur Tötung Rita Ahrens’, 
nach. Nachdem die Zustimmung wenig später vorlag, 
unternahm er zwei Tötungsversuche mit Luminal, die 
Rita Ahrens jedoch überlebte. Sie wurde daraufhin in 
das Kinderkrankenhaus Rothenburgsort verlegt, wo die 
Ärztin Ursula Petersen sie am 21. Juli 1943 tötete. 

Erste und vierte Seite eines Schreibens der Heil- und 
Pflegeanstalt Langenhorn, Friedrich Knigge, an die 
Hamburger Kriminalpolizei, 13. Juni 1945 (Auszüge). 

Quelle: Staatsarchiv Hamburg, 741-4, A 81/72

Friedrich Knigge erstellte diesen Bericht über die 
Beteiligung der Heil- und Pflegeanstalt Langenhorn an 
„Euthanasie“-Verbrechen auf Anordnung des von der 
britischen Militärregierung als Leiter der Hamburger 
Gesundheitsverwaltung eingesetzten Chefarztes der 
Kinderklinik im Universitätskrankenhaus Eppendorf, 
Prof. Dr. Rudolf Degkwitz. Knigge äußert sich darin auch 
über die Einrichtung der „Kinderfachabteilung“. Die 
Eltern, die ihre Kinder in das Krankenhaus gebracht 
und sich in „nicht selten menschlich abstossende[n] 
Formen“ für die „Sterbehilfe“ ausgesprochen hätten, 
dienten ihm zur Rechtfertigung seiner eigenen 
Beteiligung an den Verbrechen.
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Das Kinderkrankenhaus in  
Hamburg-Rothenburgsort 

Das Kinderkrankenhaus in Hamburg-Rothenburgsort, 
in mehreren Bauabschnitten 1917, 1922 und 1928 
in der Marckmannstraße errichtet, entwickelte sich in 
der Weimarer Republik zu einer in ganz Hamburg ange
sehenen Institution. Es wurde in privater Trägerschaft von 
dem Verein „Kinderkrankenhaus Rothenburgsort e. V.“ 
betrieben. Der Standort in einem dicht bebauten Hambur-
ger Arbeiterwohnquartier, in dem viele arme Menschen 
auf engstem Raum zusammenlebten, war Programm: 
Ziel war die Bekämpfung der hohen Säuglings- und 
Kleinkindersterblichkeit. Für unbemittelte Eltern waren 
die Leistungen des Krankenhauses kostenlos, ermöglicht 
durch großes ehrenamtliches Engagement. Von Beginn an 
arbeitete der Kinderarzt Dr. Carl Stamm in dem Kranken-
haus, davon 24 Jahre ehrenamtlich. 1922 wurde er zum 
Ärztlichen Leiter des Kinderkrankenhauses berufen. Zu 
dieser Zeit war er Vorsitzender des Trägervereins.

Die Nationalsozialisten verdrängten nach ihrem Macht
antritt im Juni 1933 Carl Stamm aus seinem Amt 
als Ärztlicher Leiter und aus dem Vereinsvorsitz. Als 
neuer Ärztlicher Leiter des Krankenhauses wurde zum 
1. Oktober 1934 der Kinderfacharzt Dr. Wilhelm Bayer, 
ein NSDAP-Mitglied, eingestellt. Seine befürwortende 
Einstellung zur „Euthanasie“ und seine persönlichen 
Kontakte zum „Reichsausschuß“-Gutachter Ernst 
Wentzler führten 1940 zur Einrichtung einer der beiden 
Hamburger „Kinderfachabteilungen“, in der Säuglinge 
und Kleinkinder getötet wurden.

Das Kinderkrankenhaus in Hamburg-Rothenburgsort 
bestand noch bis 1982. Heute befindet sich in dem 
Gebäude das Institut für Hygiene und Umwelt.

Postkarte mit dem Motiv des Kinderkrankenhauses 
Rothenburgsort, nach 1927. 

Quelle: Stadtteilarchiv Hamburg-Hamm 

Im Vordergrund ist das 1922 eröffnete Gebäude zu 
sehen, links daneben der Erweiterungsbau von 1927 
und dahinter die Realschule in Rothenburgsort, die 
1941 Teil des Krankenhauses wurde.

Infektionshaus des Kinderkrankenhauses nach 
einem alliierten Luftangriff 1941. 

Quelle: Fotoalbum der Kinderärztin Dr. Lotte Albers.  
Quelle: Andreas Babel, Celle

1941 und 1943 wurde das Krankenhaus schwer 
getroffen; nach den Angriffen auf Hamburg-
Rothenburgsort Ende Juli 1943 musste der Betrieb 
zwischenzeitlich vollständig eingestellt und die 
Kinder in Ausweichkrankenhäuser verlegt werden.

Dr. Carl Stamm

Geboren am 15. März 1867 
in Hedemünden bei Hann. 
Münden, gestorben am 
28. Oktober 1941 in Hamburg. 

Quelle: Prof. Dr. Gerhard Ruhrmann, Reinbek

Dr. Carl Stamm leitete 
bereits die 1898 in 

Hamburg-Rothenburgsort am Billhorner Röhrendamm 
eingerichtete „Poliklinik für die Kinder unbemittelter 
Eltern“, aus der das spätere Kinderkrankenhaus in der 
Marckmannstraße hervorging. Unter seiner Leitung 
genoss das Krankenhaus in Hamburg großes Ansehen 
und Vertrauen. 1933 wurden er und sein Assistenzarzt 
Dr. Oscar Herz aus dem Amt verdrängt, weil sie Juden 
waren. Oscar Herz gelang 1936 die Emigration in die 
USA. Carl Stamm praktizierte in Hamburg als Kinder-
arzt, bis ihm 1938 die Approbation entzogen wurde. 
Wenige Monate nach dem Tod seine Ehefrau Minna 
Stamm, geb. Cohen, am 13. Mai 1941 in Hamburg 
starb Carl Stamm im Oktober 1941. Ihr Sohn Rudolf, 
der in die Niederlande emigriert war, wurde von dort 
mit seiner Frau Else und dem Sohn Eric im Juli 1942 
nach Auschwitz deportiert und ermordet.
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„Euthanasie“ im Kinderkranken-
haus Rothenburgsort 

1940, möglicherweise bereits auch schon 1939, wurden 
Säuglinge und Kleinkinder mit schweren Entwicklungs
störungen und Behinderungen, die beim „Reichsausschuß“ 
in Berlin meldepflichtig waren, im Kinderkrankenhaus in 
Hamburg-Rothenburgsort aufgenommen. Der Ärztliche 
Leiter des Krankenhauses, Dr. Wilhelm Bayer, war ein 
Befürworter der „Kinder-Euthanasie“ und arbeitete aktiv 
mit dem „Reichsausschuß“ zusammen. Er richtete die 
„Kinderfachabteilung“ ein und erwartete die uneinge-
schränkte Mitarbeit des ärztlichen Personals, das über 
den besonderen Status dieser Kinder informiert war. 
Sofern die Kinder beim „Reichsausschuß“ noch nicht 
gemeldet waren, erfolgten die Meldungen durch das 
Krankenhaus über das zuständige Gesundheitsamt, Amts-
arzt Dr. Hermann Sieveking. Dieser überprüfte die „Be-
rechtigung“ der Meldung, indem er sich im Krankenhaus 
berichten ließ. Danach reichte er die Meldung weiter, und 
das äußerst bürokratische, geheime „Reichsausschuß“-
Verfahren war ausgelöst.

Während seitens des „Reichsausschusses“ die erforderli-
chen Gutachten eingeholt wurden, blieben die Kinder im 
Krankenhaus unter Beobachtung der Assistenzärztinnen. 
Diese führten verschiedentlich Therapieversuche durch, 
die für die Kinder unangenehm oder schmerzhaft waren 
und ihnen nicht halfen. In dieser Zeit „informierte“ das 

NSDAP-Karteikarte für Wilhelm Bayer, 1935. 

Quelle: Bundesarchiv, NSDAP-Zentralkartei, Bayer, Wilhelm

Der Kinderfacharzt Dr. Wilhelm Bayer, geboren am 8. Februar 
1900 in Nimptsch/Schlesien, gestorben 1972, war ab Oktober 
1934 Ärztlicher Leiter des Kinderkrankenhauses Rothenburgs-
ort. Er war NSDAP-Mitglied und verfügte über gute Beziehungen 
zur „gleichgeschalteten“ Gesundheitsbehörde und zum Berliner 
„Euthanasie“-Gutachter Dr. Ernst Wentzler. Wentzler, ebenfalls 
Kinderarzt, hatte ihn für die Beteiligung an der „Kinder-Euthana-
sie“ gewonnen. Einer der Gründe für Bayers Teilnahme an dem 
Mordprogramm dürfte neben seiner generellen Zustimmung 
zur „Euthanasie“ die Absicht gewesen sein, durch Nutzung 
dieser Beziehungen Professor zu werden. Bayer erwartete von 
seinem ärztlichen Personal aktive Beteiligung an den Morden, 
ohne dass Verweigerungen, die es in Einzelfällen gab, für die 
Betroffenen negative Folgen gehabt hätten.

Ilse Schultz

Geboren am 27. September 1940 in Hamburg,  
ermordet am 23. September 1944 im Kinder-
krankenhaus Rothenburgsort. 

Quelle: Archiv der Evangelischen Stiftung Alsterdorf, 2787

Krankenhaus die Eltern in einem „Beratungsgespräch“ 
über eine angeblich mögliche „Behandlung“, die zwar mit 
hoher Wahrscheinlichkeit tödlich verlaufen werde, aber 
auch eine Heilungschance beinhalte, und bat um die Zu-
stimmung. Nicht in allen Fällen hat ein solches Gespräch 
stattgefunden. Für wenige Einzelfälle ist überliefert, dass 
die Eltern die wahre Absicht – die Tötung ihres Kindes – 
erkannt haben müssen und dennoch ihre Zustimmung 
erteilten. 

Lag die Genehmigung des „Reichsausschusses“ zur 
„Behandlung“ – der verschleiernden Bezeichnung für 
Mord – vor, beauftragte Wilhelm Bayer seine Stellvertre-
terin, Dr. Helene Sonnemann, oder eine der Assistenz
ärztinnen, dem betreffenden Kind eine Überdosis des 
Medikaments Luminal zu injizieren. 

Nach staatsanwaltschaftlichen Feststellungen im Jahr 
1949 wurden von 1940 bis zum Kriegsende 56 Säug-
linge und Kleinkinder im Krankenhaus Rothenburgsort 
ermordet. An den Tötungen waren ein Großteil des 
medizinischen Personals des Krankenhauses unter 
Leitung des Ärztlichen Leiters, Dr. Wilhelm Bayer, sowie 
mehrere Pflegekräfte unmittelbar beteiligt. 
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Fotografische Erinnerungen an das 
Kinderkrankenhaus Rothenburgsort 

Die hier gezeigten Fotoseiten stammen aus einem Album 
der Hamburger Kinderärztin Dr. Lotte Albers, geboren 
am 3. November 1911 in Hamburg, gestorben am 
31. Januar 1992 in Hamburg. Sie widerspiegeln einen 
harmlosen, fröhlichen Berufsalltag im Kinderkrankenhaus 
Rothenburgsort und die Folgen der Zerstörung durch die 
Luftangriffe vom Juli/August 1943 für das Krankenhaus 
und seine nähere Umgebung. 

Lotte Albers hatte von 1931 bis 1936 in Hamburg Medizin 
studiert. Vom 1. April 1940 bis zum 30. September 1944 
war sie zur Arbeit im Kinderkrankenhaus Rothenburgsort 
dienstverpflichtet worden. Anschließend hat sie, auch 

* Lotte Albers

Seiten aus einem Fotoalbum der  
Kinderärztin Dr. Lotte Albers. 

Quelle: Andreas Babel, Celle

über das Kriegsende hinaus, als Ärztin im Allgemeinen 
Krankenhaus Barmbek gearbeitet. Ab Februar 1952 
praktizierte sie in Hamburg-Harburg als Kinderärztin in 
einer eigenen Praxis. 

1949 ermittelte die Staatsanwaltschaft gegen Lotte 
Albers. Sie wurde beschuldigt, im Kinderkrankenhaus 
Rothenburgsort vierzehn Kindestötungen vorgenommen 
zu haben. Die I. Strafkammer des Landgerichts Hamburg 
lehnte im selben Jahr die Eröffnung eines Hauptver
fahrens ab und setzte Lotte Albers und alle weiteren 
angeschuldigten Ärztinnen und Ärzte außer Verfolgung.

*

*
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*



32 Die Alsterdorfer Anstalten 

Die Alsterdorfer Anstalten 

Die heutige Evangelische Stiftung Alsterdorf kann auf eine 
150-jährige Geschichte zurückblicken. Sie wurde 1863 
von Pastor Heinrich Matthias Sengelmann gegründet, 
um an diesem Ort, damals weit vor den Toren Hamburgs, 
Menschen mit geistigen Behinderungen aufzunehmen 
und sie in einer geschützten Umgebung in ihrer weiteren 
Entwicklung zu fördern. Gegen Ende des 19. Jahrhundert 
lebten mehr als 600 Männer und Frauen in den Alster
dorfer Anstalten, in den 1920er-Jahren etwa 1000 und in 
der Zeit des Nationalsozialismus teils mehr als 1800.

Zu Beginn der 1930er-Jahre wurde Pastor Friedrich 
Lensch Direktor der Alsterdorfer Anstalten. Dr. Gerhard 
Kreyenberg, seit 1928 Assistenzarzt in den Alsterdorfer 
Anstalten, wurde 1931 Leitender Oberarzt. Beide 
prägten die Alsterdorfer Anstalten auch in der Zeit des 
Nationalsozialismus. 

Der Charakter der Einrichtung hatte sich zu dieser Zeit 
bereits verändert; heilpädagogische Ansätze hatten 
gegenüber medizinischen Behandlungsmethoden an 
Bedeutung verloren. So gehörte zu den Zielen Gerhard 
Kreyenbergs, die Alsterdorfer Anstalten in ein modernes 
„Spezialkrankenhaus für alle Arten von geistigen Defekt-
zuständen“ umzuwandeln (Kreyenberg 1931). 

Luftaufnahme der Alsterdorfer 
Anstalten, 1938. 

Quelle: Archiv der Evangelischen Stiftung Alsterdorf 

Heinrich Matthias Sengelmann

Geboren am 25. Mai 1821 in 
Hamburg, gestorben am  
3. Februar 1899 in Hamburg. 

Quelle: Archiv der Evangelischen Stiftung Alsterdorf

Heinrich Matthias Sengelmann, 
Gründer und erster Direktor der 
Alsterdorfer Anstalten, war seit 

1846 in Hamburg als Pastor tätig und engagierte sich für 
sozial benachteiligte Kinder. 1860 verlegte er das zehn 
Jahre zuvor von ihm im damaligen Moorfleth gegründete 
„Nicolausstift“ nach Alsterdorf, wo er 1863 auch ein „Asyl“ 
für geistig behinderte Kinder und Jugendliche gründete, um 
ihnen ein menschenwürdiges Leben zu ermöglichen. Die 
jungen Menschen sollten eine religiöse Erziehung und eine 
Schulbildung erhalten sowie in angelernten Tätigkeiten in 
Werkstätten, Haushalt und Landwirtschaft arbeiten. 
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Die Alsterdorfer Anstalten im  
Nationalsozialismus 

Auch die Bewohnerinnen und Bewohner der Alsterdorfer 
Anstalten wurden von 1933 bis 1945 Opfer der national
sozialistischen Gesundheits- und Sozialpolitik. Der 
Direktor der Anstalten, Pastor Friedrich Lensch, und der 
Leitende Oberarzt, Dr. Gerhard Kreyenberg, befürwor-
teten das 1933 verabschiedete „Gesetz zur Verhütung 
erbkranken Nachwuchses“. In der Folge wurden in den 
Alsterdorfer Anstalten erbbiologische Untersuchungen 
durchgeführt und in großer Zahl Gutachten für Zwangs
sterilisationen erstellt. Die Verfahren vor dem Erbgesund
heitsgericht und die drohenden Sterilisationen in staatli-
chen Krankenhäusern verunsicherten die Bewohnerinnen 
und Bewohner der Anstalten; die durch das Gericht 
angeordneten chirurgischen Eingriffe bedeuteten für sie 
schwere körperliche und seelische Verletzungen. 

1938 schoben die Alsterdorfer Anstalten auf Veranlas-
sung Friedrich Lenschs jüdische Bewohnerinnen und 
Bewohner in staatliche Hamburger Einrichtungen ab; 
der Antisemitismus hatte sich in dieser evangelisch-
diakonischen Einrichtung stark ausgebreitet. Im Juli 1941 
erfolgten auf Grundlage der 1940 im Rahmen der 
„Aktion T4“ von den Alsterdorfer Anstalten vorgenom-
menen Meldungen Verlegungen der „Schwächsten der 
Schwachen“ zunächst in die Heil- und Pflegeanstalt 
Langenhorn als Zwischenstation zu den „Euthanasie“-
Tötungsanstalten. Weitere Abtransporte besonders 
schwacher, hilfebedürftiger Frauen, Männer und Kinder in 
weit entfernte auswärtige Anstalten erfolgten im Sommer 
1943, ohne dass eine Räumung der Anstalten „kriegs-
bedingt“ notwendig gewesen wäre oder angeordnet war. 
Mindestens 508 der 629 in andere Anstalten verlegten 
Bewohnerinnen und Bewohner starben bis Ende 1945. 

Mädchen mit Behinderungen und Pflegepersonal in 
den Außenanlagen der Alsterdorfer Anstalten, 1938. 

Quelle: Archiv der Evangelischen Stiftung Alsterdorf 

Pastor Friedrich Karl Lensch, 1930. 

Geboren am 10. August 1898 in 
Neugalmsbüll, Kreis Tondern, gestorben 
am 5. Januar 1976 in Hamburg. 

Quelle: Archiv der Evangelischen Stiftung Alsterdorf

Friedrich Karl Lensch war in Hamburg 
als Seemannspastor tätig, bevor er 1930 
neuer Direktor der Alsterdorfer Anstalten 
wurde. Er war der Überzeugung, dass 

ein Großteil der Bewohnerinnen und Bewohner dieser Anstalt 
„erbbiologisch minderwertig“ sei. Ärztliche Gutachten über die 
ihm anvertrauten Menschen für eine Sterilisation ließ er in großer 
Zahl erstellen und an die Gesundheits- und Fürsorgebehörde 
übermitteln. Lensch war 1938 verantwortlich für das Abschieben 
jüdischer Bewohnerinnen und Bewohner und während des 
Krieges für die Beteiligung an der „Aktion T4“ und für die 
Räumungstransporte ab 1943. Nach Kriegsende war Friedrich 
Karl Lensch Gemeindepastor in Hamburg-Othmarschen. 

Schreiben der Gemeinnützigen Kranken-Transport-G. m. b. H.,  
13. oder 15. August 1943. 

Quelle: Archiv der Evangelischen Stiftung Alsterdorf

Nach den schweren Bombenangriffen auf Hamburg Ende Juli/
Anfang August 1943, bei denen auch die Alsterdorfer Anstalten 
starke Schäden davontrugen, erfolgten im August 1943 
Massenabtransporte von 469 Männern, Frauen und Kindern in 
die Heil- und Pflegeanstalten Kalmenhof bei Idstein im Taunus, 
Eichberg im Rheingau und Mainkofen in Niederbayern sowie in 
die Wagner von Jauregg-Heil- und Pflegeanstalt der Stadt Wien. 
Bis Kriegsende starben 393 von ihnen durch Medikamente oder 
unzureichende Ernährung. In allen Fällen hatte die Gemeinnützige 
Kranken-Transport-G. m. b. H. die Transporte durchgeführt. Mit 
den Verlegungen, die von Friedrich Karl Lensch aktiv organisiert 
wurden, sollten nicht „wertvolle“ – d. h. nicht arbeitsfähige – 
Menschen abgeschoben werden, um Platz für Arbeitskräfte in 
der Kriegswirtschaft, für Ausgebombte und für Kriegsverletzte 
zu schaffen. Diese Nutzung der Alsterdorfer Anstalten wurde 
allerdings nicht realisiert.
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Die Versorgungsheime in  
Hamburg im Nationalsozialismus 

Die Hamburger Wohlfahrtsbehörde verfügte in der Zeit 
der Weimarer Republik über zahlreiche Heime zur Unter-
bringung von alten, pflegebedürftigen, „siechen“ Männern 
und Frauen, von Waisenkindern und von Obdachlosen. 
Einige dieser Einrichtungen dienten auch der Zwangs
unterbringung von schwer erziehbaren Jugendlichen oder 
angeblich arbeitsunwilligen „Asozialen“. Die nur sehr 
geringen Unterbringungskosten trug der Staat. 

In den Heimen waren 1937 4568 Menschen unterge-
bracht. Unter ihnen waren etwa 3000 alte und „sieche“ 
Menschen, seit 1935 auch „behandlungsunwürdige 
Geisteskranke, Schwachsinnige und Psychopathen“.

Die Ideologie der Nationalsozialisten, Kranke und an
geblich „Minderwertige“ auszumerzen und die gesunden, 
arbeitenden und „rassisch hochwertigen“ Teile des 
deutschen Volkes zu fördern, stieß innerhalb der Behörde 
auf breite Zustimmung. Das Versorgungsheim in Farmsen 
wurde nun zunehmend zur Zwangsunterbringung soge-
nannter „Asozialer“ genutzt. Als „asozial“ galten Bettler, 
Obdachlose, Prostituierte oder Alkoholkranke. Sie wurden 
isoliert, diszipliniert und zur Arbeit gezwungen. Mehrere 
Hundert als „unheilbar“ und „behandlungsunwürdig“ 
angesehene psychisch kranke und geistig behinderte 
Frauen und Männer wurden in den Heimen zudem auf 
niedrigstem pflegerischem Niveau „verwahrt“. 

Georg Steigertahl

Geboren am 27. September 1885 
in Seesen im Harz, gestorben am  
3. Mai 1977 in Hamburg.

Quelle: Privatarchiv Christiane Rothmaler, Hamburg

Georg Steigertahl war von 1926 bis 
1950 Direktor der Staatlichen Wohl-
fahrtsanstalten in Hamburg. Bereits 
in der Zeit der Weimarer Republik 

hatte er begonnen, die verschiedenen Heime der Wohlfahrt 
zu einem „Behörden-Organismus“ (Steigertahl) zusammenzu-
fassen und über einen Arbeitszwang für die Insassinnen und 
Insassen eine weitgehende Selbstversorgung der Einrich-
tungen zu organisieren. Das Versorgungsheim Farmsen für 
alte, gebrechliche Menschen wurde im Nationalsozialismus 
in eine „Bewahrungsanstalt“ für „Asoziale“ umgestaltet, 
deren Arbeitsleistung für die Selbstversorgung der Anstalten 
wichtig war. Für Georg Steigertahl waren die Insassinnen und 
Insassen„brüchige und unterwertige Menschen“.

Grafik „Die Wohlfahrtsanstalten der Hansestadt  
Hamburg“ 1940. 

Quelle: Bundesarchiv, R 3001 Reichsjustizministerium, 20950, Blatt 22

Diese Grafik veranschaulicht, dass die arbeitsfähigen 
Bewohnerinnen und Bewohner der Wohlfahrts
anstalten zur Aufrechterhaltung des Anstaltsbetriebs 
unverzichtbar waren. Die praktizierte „Arbeitser-
ziehung“ war faktisch Zwangsarbeit, mit der die 
Unterbringungskosten gesenkt wurden. Arbeitsfähig-
keit bot daher auch eine Überlebenschance. Nicht 
arbeitsfähige Bewohnerinnen und Bewohner wurden 
schlechter versorgt und in die Heil- und Pflegeanstalt 
Langenhorn abgeschoben. Für sie bestand die große 
Gefahr, von dort in eine „Euthanasie“-Tötungsanstalt 
abtransportiert zu werden. 

Für die Heimbewohnerinnen und -bewohner wurden 
erbbiologische Gutachten und Zwangssterilisationen 
veranlasst. Die jüdischen Insassen ließ die Behörde  
1940 in die Heil- und Pflegeanstalt Langenhorn und von 
dort im September 1940 in die als „Landes-Pflegeanstalt“ 
getarnte Tötungsanstalt Brandenburg/Havel verlegen, 
wo sie mit Giftgas ermordet wurden. Im März 1941 
begannen Abtransporte mehrerer Hundert Menschen aus 
den Versorgungsheimen in auswärtige Heil- und Pflege-
anstalten wie die Landesheilanstalt Meseritz-Obrawalde. 
Da Meseritz-Obrawalde Ende 1941/Anfang 1942 in eine 
Tötungsanstalt umgewandelt wurde, bedeutete diese 
Verlegung für die meisten der betroffenen Frauen und 
Männer den Tod.
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Emma Kroll, geb. Henkys, um 1941,  
Foto aus der Krankenakte. 

Quelle: Archiwum Państwowe w Gorzowie  
Wielkopolskim, 66-256, Nr. 2071

Emma Kroll, geboren am 27. Juli 1912 in Hamburg, litt 
seit ihrer Kindheit unter epileptischen Anfällen. Sie hatte 
zwei Söhne. Von 1939 an war sie in Heimen und Anstalten 
untergebracht, zeitweise in der Landesheilanstalt Neustadt in 
Holstein und in der Landes-Heil- und Pflegeanstalt Lüneburg 
sowie 1941 und 1943 im Versorgungsheim Farmsen. Im 
November 1943 erfolgte ihr Transport in die Landesheil-
anstalt Meseritz-Obrawalde. Über ihr weiteres Schicksal ist 
nichts bekannt.

Luftaufnahme des Versorgungsheims Farmsen, 1920er-Jahre. 

Quelle: Denkmalschutzamt Hamburg, Bildarchiv, L0001240

Das Versorgungsheim Farmsen mit etwa 1800 Betten wurde zur wichtigsten 
„Bewahrungsanstalt“ der Hamburger Wohlfahrtsanstalten für zwangseingewiesene 
Männer und Frauen, die die Nationalsozialisten als „Asoziale“ und als „Gefahr“ für 
das deutsche Volk betrachteten. Bis 1939 wurden 800 Männer und 343 Frauen, die 
für kurze oder längere Zeit im Versorgungsheim Farmsen untergebracht und durch 
den Leitenden Oberarzt der Einrichtung, Dr. Hans Buchta begutachtet worden waren, 
zwangssterilisiert.

Emil Ebs

Geboren am 3. Mai 1906 in 
Altenwalde, Kreis Lehe (heute 
Kreis Wesermünde), ermordet am 
2. Dezember 1942 in der Landesheil-
anstalt Meseritz-Obrawalde, 1939. 

Quelle: Archiwum Państwowe w Gorzowie  
Wielkopolskim, 66-256, Nr. 734

Emil Ebs lebte wegen einer 
geistigen Behinderung von seinem 11. Lebensjahr an bis 
1926 in den Alsterdorfer Anstalten und anschließend in der 
Staatskrankenanstalt Friedrichsberg. Im Zuge der Auflösung 
der Anstalt Friedrichsberg kam er 1935 in die „Isolieranstalt 
für Geisteskranke und Geistesschwache“ im Versorgungsheim 
Farmsen. 1936 wurde er im Allgemeinen Krankenhaus 
Barmbeck zwangssterilisiert. Am 26. März 1941 erfolgte 
von dort sein Transport über den Altonaer Güterbahnhof 
in die Landesheilanstalt Meseritz-Obrawalde. Während der 
gesamten Zeit hielt seine Mutter Kontakt zu ihm, konnte ihn 
jedoch nicht schützen.
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Martha Wilde, geb. Raddatz

Geboren am 21. Januar 1885 in Kakolin bei 
Posen, ermordet am 2. Dezember 1943 in der 
Landesheilanstalt Meseritz-Obrawalde. 

Foto aus der Ärztlichen Akte der Heil- und Pflegeanstalt  
Langenhorn, 1940. Quelle: Staatsarchiv Hamburg, 352-8/7,  
Abl. 1/1995, 26476

Martha Wilde lebte im Versorgungsheim in der 
Norderstraße. Mit der Diagnose eines fortge-
schrittenen Nervenleidens wurde sie 1939 in die 
Heil- und Pflegeanstalt Langenhorn überwiesen. 
Am 2. November 1943 erfolgte ihr Abtransport in 
die Landesheilanstalt Meseritz-Obrawalde. 

Das Versorgungsheim in der Norderstraße in Hamburg-Altona

Das Versorgungsheim in der  
Norderstraße in Hamburg-Altona 

Mit dem Groß-Hamburg-Gesetz wurden 1938 vier 
städtische Heime der vorher selbstständigen Städte 
Altona, Harburg-Wilhelmsburg und Wandsbek der 
Zentralverwaltung der Hamburger Staatlichen Wohlfahrts
anstalten unterstellt: die Heime in der Norderstraße und 
in Bahrenfeld in Altona, in der Wetternstraße in Harburg 
und der „Holstenhof“ in Wandsbek.

In dem Heim in der Norderstraße, das in Kasernen
gebäuden aus dem 19. Jahrhundert untergebracht war, 
lebten etwa 350 pflegebedürftige Männer und Frauen in 
einem „Siechenhaus“ und einer „Irrenpflegeanstalt“. 

Am 13. Februar 1941 ordnete der Präsident der Sozialver-
waltung, Senator Martini, Verlegungen pflegebedürftiger 
und psychisch kranker Bewohnerinnen und Bewohner 
der Wohlfahrtsanstalten in auswärtige Einrichtungen 
und die Räumung des Versorgungsheims in der Norder-
straße an. Ende März 1941 erfolgten die ersten zwei 
Transporte mit insgesamt 200 Männern und Frauen 
aus mehreren Hamburger Versorgungsheimen über den 
Altonaer Güterbahnhof in die Landesheilanstalt Meseritz-
Obrawalde. Unter ihnen waren 45 Männer und Frauen aus 
dem Versorgungsheim in der Norderstraße. Ein weiterer 
Transport mit 150 Männern und Frauen, unter ihnen 
11 Frauen aus dem Heim in der Norderstraße, hatte die 
psychiatrischen Anstalten Zwiefalten und Schussenried in 
Württemberg zum Ziel. 

Die meisten der nach Meseritz-Obrawalde, Zwiefalten und 
Schussenried gebrachten Männer und Frauen haben nicht 
überlebt. Wenige Monate nach ihrem Eintreffen wurde 
die Anstalt in Meseritz-Obrawalde in eine „Euthanasie“-
Tötungsanstalt umgewandelt. Zwiefalten und Schussen
ried waren bereits seit 1940 Anstalten, in denen die im 
Rahmen der „Aktion T4“ zur Ermordung bestimmten 
Männer und Frauen aufgenommen wurden.

Die Gebäude des Versorgungsheims in der Norderstraße 
dienten ab April 1942 als Zwangsarbeiterlager. Bei den 
schweren Luftangriffen auf Hamburg Ende Juli/Anfang 
August 1943 wurde das Lager zerstört und eine nicht 
bekannte Zahl der dort untergebrachten Zwangsarbeiter 
dabei getötet.

Das Versorgungsheim in der Norderstraße 
(Mitte) in einem Stadtplan von Altona, 1936. 

Quelle: Stadtteilarchiv Ottensen

Der Hof des Altonaer Versorgungsheims 
in der Norderstraße, 1920er-Jahre. 

Quelle: Staatsarchiv Hamburg, 720-1 151-03=06-023.001
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Abschrift eines anonymen Schreibens 
vom 25. April 1938, in dem die 
Verhältnisse im Altenwohnheim in der 
Norderstraße kritisiert werden. 

Quelle: Staatsarchiv Hamburg, 351-10 I, VG 96

Aufnahmen der „Irrenpflegeanstalt“ in der 
Norderstraße in Altona, ca. 1914. 

Quelle: Staatsarchiv Hamburg, 351-10 I, St W 29.51
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Die Aktion „Sonderbehandlung 
14 f 13“ und das  
Konzentrationslager Neuengamme 

Auf Anordnung des Reichsführers SS Heinrich Himmler 
wurden ab Frühjahr 1941 in den Konzentrationslagern 
im Deutschen Reich jüdische und politisch missliebige 
Häftlinge, „Asoziale“ sowie „unheilbar kranke“ und nicht 
arbeitsfähige Häftlinge auf Meldebogen erfasst. Eine 
Ärztekommission der „Aktion T4“ bereiste die Lager und 
entschied weitgehend auf Grundlage der Meldebogen 
über die Ermordung der betreffenden Häftlinge in einer 
der „Euthanasie“-Tötungsanstalten. Diese Mordaktion 
wurde ab Herbst 1941 vom SS-Wirtschafts-Verwaltungs-
hauptamt in Oranienburg bei Berlin zentral organisiert 
und nach einem Aktenkürzel als „Sonderbehandlung 
14 f 13“ oder „Aktion 14 f 13“ bezeichnet – „14f“ stand 
für den Tod in einem Konzentrationslager und „13“ für die 
Tötung durch Gas in einer „Euthanasie“-Anstalt. Schätzun-
gen gehen von 20 000 Opfern dieser Aktion aus.

Im Hamburger Konzentrationslager Neuengamme traf 
die Ärztekommission im April 1942 ein. Die Zahl der 
selektierten Häftlinge ist nicht bekannt; es wird von 400 
bis 600 Opfern ausgegangen. Mindestens ein Transport 
bestand nur aus jüdischen Häftlingen. Zielort der Trans-
porte aus dem KZ Neuengamme war die Landes-Heil- und 
Pflegeanstalt Bernburg (Saale). Dort wurden die Häftlinge 
nach ihrer Ankunft dem Anstaltsarzt vorgeführt und 
anschließend in der Gaskammer ermordet. Die Leichen 
wurden verbrannt. Das Standesamt im KZ Neuengamme 
stellte zur Verschleierung der Mordaktion Sterbeurkunden 
mit falschen Angaben aus, in denen als Todesursache 
Lungenentzündung oder eine andere Erkrankung einge-
tragen wurde.

Zeichnung „Le revier des grands malades“  
(Das Revier der Schwerkranken), 30. August 1944. 

Quelle: Musée de la Résistance et de la Déportation, Besançon, 975406, Z 101 

Diese Zeichnung einer der Krankenrevierbaracken des 
KZ Neuengamme wurde 1944 von dem französischen 
Häftling Lazare Bertrand angefertigt. Das Krankenrevier 
war eine Mordstätte der SS; kranke, arbeitsunfähige 
Häftlinge wurden getötet. Lazare Bertrand, geboren am 
16. April 1885 in Marseille, überlebte das Konzentrati-
onslager. Er starb am 16. September 1959. 

Friedrich Mennecke

Geboren am 6. Oktober 1904 in Groß-Freßen,  
Kreis Ahlfeld/Leine, gestorben am 28. Januar 1947  
im Gefängnis in Butzbach/Hessen, 1942. 

Quelle: Hessisches Hauptstaatsarchiv Wiesbaden, Abt. 3008/1, Nr. 24693

Der Arzt Dr. Friedrich Mennecke war Direktor der 
Landesheilanstalt Eichberg im Rheingau und Gutachter 
der „Aktion T4“. Er war Mitglied der Ärztekommission, 
die 1941 und 1942 die Konzentrationslager bereiste 
und Häftlinge für die „Sonderbehandlung 14 f 13“ 
selektierte. 
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Alfred Oppenheim, Fotos der Gestapo  
Düsseldorf, 1936.

Geboren am 14. November 1906 in Düsseldorf,  
ermordet im Juni 1942 in der Landes-Heil- und  
Pflegeanstalt Bernburg (Saale).

Quelle: Landesarchiv Nordrhein-Westfalen, 2100 UJs 4/81

Als Jugendlicher war Alfred Oppenheim Mitglied der 
zionistischen Jugendbewegung. 1933 versteckte er einen 
von Verfolgung bedrohten Freund aus der Jugendbewe-
gung. Durch ihn hatte er Kontakt mit der verbotenen 
KPD und beteiligte sich am Widerstand. 1936 wurde er 
verhaftet und wegen „Vorbereitung zum Hochverrat“ zu 
sechs Jahren Zuchthaus verurteilt. Nach Verbüßung der 
Haft kam er im August 1941 in das KZ Neuengamme. In 
seiner Gestapoakte war vermerkt: „Er ist Volljude u. wird 
als solcher immer ein Staatsfeind bleiben.“

Einige Wochen nach dem Besuch der Ärztekommission im 
KZ Neuengamme wurde Alfred Oppenheim in die Landes-
Heil- und Pflegeanstalt Bernburg (Saale) transportiert und 
dort unmittelbar nach seiner Ankunft ermordet. Alfred 
Oppenheims Sterbeurkunde wurde im KZ Neuengamme 
ausgestellt und ist auf den 24. Juni 1942 datiert. 

Durchschlag des Meldebogens der Aktion 
„Sonderbehandlung 14 f 13“ für Alfred Oppenheim aus 
dem KZ Neuengamme. 

Quelle: Privatbesitz Ernst Klee, Frankfurt am Main

Friedrich Mennecke hat die Rückseite des Blattes für 
seine Korrespondenz verwendet. Auf diese Weise ist das 
Dokument erhalten geblieben.

Schreiben Friedrich Menneckes auf der Rückseite des 
Meldebogens für Alfred Oppenheim. 

Quelle: Privatbesitz Ernst Klee, Frankfurt am Main
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Nach der „Euthanasie“:  
Die gescheiterte Entnazifizierung 

Für die meisten Verfolgten des Nationalsozialismus 
bedeutete das Kriegsende im Mai 1945 eine mit großer 
Erleichterung aufgenommene Befreiung. Selbstverständ-
lich sollten die Täter und Täterinnen zur Rechenschaft 
gezogen werden, in dieser Forderung bestand weitgehend 
Konsens. 

Für die Patientinnen und Patienten der Heil- und Pflege
anstalten galt dies alles jedoch nicht: Sie wurden noch 
bis in die 1970er-Jahre hinein nicht als Opfer national
sozialistischer Gewaltverbrechen wahrgenommen, 
anerkannt oder gar entschädigt. In den Anstalten blieben 
sie weiterhin „weggesperrt“ und über viele Jahre dem aus 
der NS-Zeit übernommenen Personal ausgeliefert.

Die Staatsanwaltschaft beim Landgericht Hamburg und 
die Kriminalpolizei ermittelten auf Veranlassung der 
britischen Militärregierung zwar unmittelbar nach Kriegs-
ende gegen die Hamburger Haupttäter und -täterinnen 
der „Euthanasie“-Verbrechen. Doch mussten sich die 
Beteiligten am „Euthanasie“-Mordprogramm – auch nach 
erneuten Ermittlungen in den 1960er-Jahren – nicht 
vor Gericht verantworten. Die Tatbeteiligten, Ärztinnen 
und Ärzte, Fürsorgerinnen oder Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter der Gesundheits- und Sozialverwaltungen, 
konnten ihre Berufskarrieren nach Kriegsende nahezu 
unbehelligt verfolgen. Einzige Sanktionen waren – häufig 
von der britischen Militärregierung veranlasste – Beur-
laubungen oder Entlassungen jener Männer und Frauen, 
deren besonders aktive Beteiligung an den Verbrechen 
bekannt war.

Prof. Dr. Rudolf Degkwitz

Geboren am 19. Januar 1889 in Ronneburg, Thüringen, 
gestorben am 21. Mai 1973 in Emmendingen, Baden-
Württemberg. 

Quelle: Fotoarchiv Institut für Geschichte und Ethik der Medizin,  
Universitätsklinikum Hamburg-Eppendorf

Einer der wenigen Hamburger Ärzte, der eine konsequente 
Entnazifizierung der Medizinischen Fakultät der Hamburger 
Universität und der Ärzteschaft forderte, war Prof. Dr. Rudolf 
Degkwitz, bis 1942 Ordinarius für Kinderheilkunde an der 
Hamburger Universität und Chefarzt der Kinderklinik im Uni-
versitätskrankenhaus. Wegen regimekritischer Äußerungen 
wurde er 1943 festgenommen. Nur mit Glück überlebte er 
die Haft im Zuchthaus Celle. 1945 wurde Rudolf Degkwitz 
von der britischen Militärregierung als Leiter der Hamburger 
Gesundheitsverwaltung eingesetzt; zuständiger Senator war 
Friedrich Dettmann (KPD). 1948 übersiedelte Rudolf Degkwitz 
in die USA, ein Grund dafür war die gescheiterte Entnazifizie-
rung des Hamburger Gesundheitswesens.

Das Manuskript dieses 1946 in Hamburg er-
schienenen Buches verfasste Rudolf Degkwitz 
weitgehend noch vor seiner Inhaftierung 1943. 
In dem Buch analysiert er die geschichtlichen 
Wurzeln des Nationalsozialismus und entwi-
ckelt Gedanken zur Zukunft Deutschlands. 

Auszug aus „Das alte und das neue Deutsch-
land“ (S. 236) mit der Forderung nach 
Bestrafung der für die nationalsozialistische 
Verbrechen Verantwortlichen.
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Anzeige von Rudolf Degkwitz, 28. Juni 1945. 

Quelle: Staatsarchiv Hamburg, 741-4 A 81/72. 

Rudolf Degkwitz gehörte zu den wenigen Ärzten in ver
antwortlicher Position, die die „Euthanasie“ ablehnten.

Die Staatsanwaltschaft beim Landgericht Hamburg 
ermittelte u. a. aufgrund dieser Anzeige und auf 
Veranlassung der britischen Militärregierung gegen 
Beteiligte an den Verbrechen an Kindern im Kinder-
krankenhauses Rothenburgsort und in der Heil- und 
Pflegeanstalt Langenhorn und legte im Februar 1949 
eine Anklageschrift gegen 18 Angeschuldigte vor. 
Das Landgericht Hamburg lehnte im April 1949 aber 
die Eröffnung einer Hauptverhandlung ab; es habe 
erkannt, dass die „Verkürzung lebensunwerten Lebens 
[…] keinesfalls eine Maßnahme genannt werden kann, 
welche dem allgemeinen Sittengesetz widerstreitet.“ 
(Beschluss vom 19. April 1949, S. 8)
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Engagement für Rehabilitation  
und Entschädigung 

Die zahlreichen Opfer von Zwangssterilisationen und 
die Überlebenden der psychiatrischen Anstalten waren 
nach Kriegsende über Jahrzehnte nicht als Verfolgte des 
Nationalsozialismus anerkannt. Ihr Schicksal wurde von 
der Gesellschaft nicht zur Kenntnis genommen und sie 
erhielten keine Unterstützung bei der Bewältigung ihrer 
traumatischen Erfahrungen. Entschädigungen nach dem 
Bundesentschädigungsgesetz von 1953 standen ihnen 
nicht zu. Gegenüber ihren Familien schwiegen sie häufig 
über das Erlebte und Erlittene ebenso wie in den Familien 
über die in den Anstalten gestorbenen Angehörigen nicht 
gesprochen wurde. Die Täterinnen und Täter dagegen 
blieben angesehene Mitglieder der Gesellschaft. 

Doch gab es Einzelne – Betroffene der Zwangssterili-
sation, Überlebende der „Euthanasie“-Anstalten und 
auch Familienangehörige –, die das Schweigen und die 
Nichtanerkennung als NS-Opfer durchbrechen wollten. 
Sie gründeten 1987 den Bund der „Euthanasie“-Geschä-
digten und Zwangssterilisierten e. V. Wichtiges Ziel des 
Verbandes ist bis heute die Anerkennung des begangenen 
Unrechts, zu der auch die materielle Entschädigung 
gehört.

Anklageschrift der Staatsanwaltschaft beim Landgericht Hamburg  
gegen Friedrich Lensch und Kurt Struve, 24. April 1973.

Quelle: Archiv der Evangelischen Stiftung Alsterdorf

Nach umfangreichen Ermittlungen erstellte Oberstaatsanwalt Dietrich 
Kuhlbrodt eine 870 Seiten umfassende Anklageschrift gegen Friedrich 
Lensch und Kurt Struve, denen er Mord und Beihilfe zum Mord 
vorwarf. Ein Hauptverfahren wurde jedoch nicht eröffnet; die Anklage 
gegen Friedrich Lensch wurde nicht zugelassen und Kurt Struve 
wurde für verhandlungsunfähig erklärt. Die Ermittlungsunterlagen 
und die Anklageschrift sind für die zeitgeschichtliche Forschung heute 
Dokumente von großer Bedeutung.

Albert Huth, 1966. 

Quelle: Archiv der Evangelischen Stiftung Alsterdorf,  
Akte Albert Huth, 1224

Albert Huth lebte von Anfang der 
1940er-Jahre bis 1984 in den Alster-
dorfer Anstalten. In der Nachkriegszeit 
verfasste er in Tagebuchform Berichte 
über Missstände in den Alsterdorfer 
Anstalten vor und nach Kriegsende, 
die auch die Beteiligung der Anstalt 

an „Euthanasie“-Verbrechen thematisieren. Einen solchen 
Bericht sandte Albert Huth Anfang 1967 an die Staatsanwalt-
schaft in Hamburg. Dies war der Auslöser eines bedeutenden 
Ermittlungsverfahrens wegen der Beteiligung des ehemaligen 
Direktors der Alsterdorfer Anstalten, Pastor Friedrich Lensch, 
und des ehemaligen Leiters der Allgemeinen Abteilung der 
Hamburger Gesundheitsverwaltung, Dr. Kurt Struve, an 
„Euthanasie“-Verbrechen. 

Erste Seite des umfangreichen Berichtes Albert Huths an 
die Staatsanwaltschaft in Hamburg vom Februar 1967. 

Quelle: Staatsarchiv Hamburg, 741-4, A 81/37

Der Hamburger Oberstaatsanwalt Dietrich Kuhlbrodt 
nahm die Hinweise Albert Huths auf „Euthanasie“-
Verbrechen ernst und leitete ein Ermittlungsverfahren 
gegen Friedrich Lensch und Kurt Struve ein.
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2004 zeichnete der Sozialpädagoge 
Horst Illiger in dieser Publikation den 
Lebensweg von Fritz Niemand vor dem 
Hintergrund der zeitgeschichtlichen 
Zusammenhänge nach. 

Beschluss des Amtsgerichts Kiel, 10. Juli 1957. 

Quelle: Horst Illiger: „Sprich nicht drüber!“ Der Lebensweg von  
Fritz Niemand, Neumünster 2004, S. 106

Das Amtsgericht Kiel bestätigte 1957 nicht nur die Rechtmäßig-
keit des Beschlusses des Erbgesundheitsgerichts Kiel aus dem 
Jahr 1936, mit dem die Zwangssterilisation von Fritz Niemand an-
geordnet worden war. Es sah sich selbst noch in der Rolle eines 
„Erbgesundheitsgerichts“ und argumentierte entsprechend. Erst 
1986 hob das Amtsgericht Kiel diesen Beschluss von 1957 und 
den Beschluss des Erbgesundheitsgerichts Kiel von 1936 auf.

Fritz Niemand, 1940. 

Geboren am 16. Dezember 1915 in 
Kiel, gestorben am 21. November 2012 
in Rendsburg.

Quelle: Horst Illiger, Preetz

Fritz Niemand war 1936 zwangs
sterilisiert worden, bevor er im Februar 
1944 von der Heil- und Pflegeanstalt 
Langenhorn in die Tötungsanstalt 

Meseritz-Obrawalde verlegt wurde. Anfang 1945 konnte er aus 
der Anstalt fliehen. Bereits 1946 stellte er einen Antrag auf 
Anerkennung als Verfolgter des NS-Regimes und auf Wieder-
gutmachung. Beides wurde abgelehnt. Auch in den folgenden 
35 Jahren waren Ämter und Gerichte nicht bereit, das an Fritz 
Niemand verübte Unrecht anzuerkennen. Erst 1981 erhielt 
er auf Grundlage des Allgemeinen Kriegsfolgengesetzes eine 
einmalige Entschädigung von 5000 DM als Wiedergutmachung 
für die Zwangssterilisation.
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Umbrüche in den 1970er- und 
1980er-Jahren 

In den 1970er- und 1980er-Jahren schieden die Ange
hörigen der Generation, die das nationalsozialistische 
Regime getragen hatten und anschließend auch in Staat 
und Gesellschaft der Bundesrepublik integriert waren 
und Einfluss ausgeübt hatten, aus dem Berufsleben aus. 
Zugleich war eine jüngere Generation herangewachsen, 
die grundlegende gesellschaftliche Veränderungen 
einforderte und die Darstellungen zur Geschichte des 
NS-Regimes und des Zweiten Weltkrieges kritisch 
hinterfragte.

So erstellte in Hamburg zu Beginn der 1980er-Jahre eine 
Arbeitsgruppe um den Arzt und Historiker Karl Heinz Roth, 
die Psychologin Angelika Ebbinghaus und die Soziologin 
Heidrun Kaupen-Haas, Lehrstuhlinhaberin am Institut 
für Medizinische Soziologie der Universität Hamburg, 
die Ausstellung „Heilen und Vernichten im Mustergau 
Hamburg“, in der die Verbrechen an Behinderten und 
Kranken im Zusammenhang mit einer „modern“ und 
„effektiv“ arbeitenden Verwaltung betrachtet wurden. 
1983 konstituierte sich die „Projektgruppe für die ver
gessenen Opfer des NS-Regimes in Hamburg e. V.“ mit 
dem Ziel, den bis dahin nicht beachteten Verfolgten, 
darunter die Zwangssterilisierten und die Opfer der 
„Euthanasie“, zu gesellschaftlicher Anerkennung und 
materieller Entschädigung zu verhelfen.

Die ehemals Verfolgten und ihre Angehörigen wurden in 
dieser Zeit zu wichtigen Zeitzeuginnen und Zeitzeugen, 
deren Berichte zunehmend Gehör fanden. Ein großer 
Erfolg der Initiativen jener Jahre war 1988 die Gründung 
der „Hamburger Stiftung Hilfe für NS-Verfolgte“. Sie 
verschaffte vielen „vergessenen“ Opfern Anerkennung 
und vergibt bis heute einmalige oder laufende finanzielle 
Hilfen an bedürftige ehemalige Verfolgte.

Ernst Klee, 2007.

Geboren am 15. März 1942 in 
Frankfurt am Main, gestorben am 
18. Mai 2013 in Frankfurt am Main. 

Foto: Walter H. Pehle. Quelle: S. Fischer Verlag GmbH,  
Frankfurt am Main

Große Verdienste um die Aufarbei-
tung der „Euthanasie“-Verbrechen 

erwarb sich der Frankfurter Sozialpädagoge, Theologe und 
Historiker Ernst Klee, der hierüber mehrere Standardwerke 
verfasste. Am 21. November 1979 unterstützte er Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeiter der Alsterdorfer Anstalten in Hamburg 
in ihren Bemühungen um eine Verbesserung der Lebensbe-
dingungen der Bewohnerinnen und Bewohner der Einrichtung, 
indem er im Frankfurter Theater den – nicht anwesenden 
– Verantwortlichen der Alsterdorfer Anstalten „Die Goldene 
Krücke“ verlieh, einen „Wanderpreis“ für Personen und 
Einrichtungen, die sich „als besonders behindertenfeindlich“ 
ausgezeichnet hätten.

Behinderte in den Alsterdorfer Anstalten, Hamburg 1978. 

Quelle: Archiv der Evangelischen Stiftung Alsterdorf

Aus dem Kreis der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der 
Alsterdorfer Anstalten wurde diese „Schwarze Broschüre“ 
erstellt, die eine umfassende Kritik des Umgangs mit den 
Bewohnerinnen und Bewohnern darstellt. Die Publikation war 
Teil einer bundesweit beachteten Auseinandersetzung mit dem 
Stiftungsvorstand der Alsterdorfer Anstalten, deren Höhepunkt 
die Verleihung der „Goldenen Krücke“ durch Ernst Klee im 
November 1979 markierte. Heute gilt das Jahr 1979 als 
Wendepunkt in der Geschichte der heutigen Evangelischen 
Stiftung Alsterdorf.
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Angelika Ebbinghaus/Heidrun Kaupen-Haas/ Karl Heinz 
Roth: Heilen und Vernichten im Mustergau Hamburg. 
Bevölkerungs- und Gesundheitspolitik im Dritten Reich, 
Hamburg 1984

Verachtet – verfolgt – vernichtet – zu den „vergessenen“ 
Opfern des NS-Regimes, hg. v. d. Projektgruppe für die 
vergessenen Opfer des NS-Regimes in Hamburg e. V. 
Redaktion: Klaus Frahm/Detlef Garbe/Bertina Schulze-
Mittendorf/Udo Sierck/Gaby Zürn, Hamburg 1986 

Diese beiden Mitte der 1980er-Jahre erschienenen Publikatio-
nen widerspiegeln das damalige Engagement, die Geschichte 
der NS-Gesundheits- und Sozialpolitik aufzuarbeiten, 
Täterinnen und Täter zu benennen und eine Anerkennung der 
Opfer als Verfolgte des Nationalsozialismus zu erreichen. 

Michael Wunder/Ingrid Genkel/Harald Jenner:  
Auf dieser schiefen Ebene gibt es kein Halten mehr.  
Die Alsterdorfer Anstalten im Nationalsozialismus, 
2. Aufl., Hamburg 1988

Nachdem sich in den 1970er-Jahren Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter der Alsterdorfer Anstalten für eine 
Verbesserung der Lebensbedingungen der Bewohnerin-
nen und Bewohnern eingesetzt hatten und am 20. April 
1979 das „ZEITmagazin“ auch die an Bewohnerinnen 
und Bewohnern begangenen „Euthanasie“-Verbrechen 
thematisiert hatte, erschien 1987 diese umfangreiche, 
weit über Hamburg hinaus beachtete Veröffentlichung. 
Herausgegeben vom Vorsitzenden des Vorstands der 
Alsterdorfer Anstalten, Pastor Rudi Mondry, war sie 
der Ausdruck eines veränderten Selbstverständnisses 
dieser bedeutenden Hamburger Einrichtung.



46 Engagement von Familienangehörigen: Helmut Heinze und Karen Haubenreisser

Helmut Heinze

Helmut Heinze, geboren 1922, hatte seine Mutter 
Minna Catharina Heinze mehrere Male in der Heil- und 
Pflegeanstalt Langenhorn besucht, bevor sie in die 
Landesheil- und Pflegeanstalt Hadamar kam. Am 6. März 
1944 wurde sie dort ermordet. Zu diesem Zeitpunkt war 
Helmut Heinze Soldat. Nachdem er vom Tod seiner Mutter 
erfahren hatte, wollte er die Hintergründe erfahren und 
begann nachzuforschen. 

Noch im hohen Alter spricht er heute als Zeitzeuge u. a. 
vor Schulklassen über das Schicksal seiner Mutter, 
seine jahrelangen Recherchen und seinen Einsatz für 
die Anerkennung aller „Euthanasie“-Opfer und Zwangs
sterilisierten als Verfolgte des Nationalsozialismus. 

Durch sein jahrzehntelanges Engagement hat Helmut 
Heinze mit dazu beigetragen, dass der Deutsche Bundes
tag sich seit den 1980er-Jahren mehrfach mit den 
„Euthanasie“-Verbrechen beschäftigte und heute der 
Unrechtscharakter des „Erbgesundheitsgesetzes“ und  
der „Euthanasie“ anerkannt ist. 

Helmut Heinze mit einem Foto seiner Mutter in der  
antifaschistischen Erholungs- und Begegnungsstätte 
„Wohn- und Ferienheim Heideruh“ in Seppensen/
Buchholz, Januar 2013. 

Foto und Quelle: Heinz Bartels, Seppensen

Einweihung des „Stolpersteins“ in Erinnerung 
an Rolf Haubenreisser am 26. August 2011 
im Hemmingstedter Weg 162 in Hamburg-
Osdorf. 

Foto und Quelle: Gesche-M. Cordes, Hamburg 

Nia Haubenreisser (links), die Großnichte 
von Rolf Haubenreisser, legt eine Rose auf 
den „Stolperstein“. Rechts neben ihr Rolf 
Haubenreissers Nichte Karen Haubenreisser.

Karen Haubenreisser

Seit September 2011 erinnert ein „Stolperstein“ in 
Hamburg-Osdorf an Rolf Haubenreisser, der am 16. Mai 
1945 in der Heil- und Pflegeanstalt Mainkofen in Nieder-
bayern ermordet wurde. Rolf Haubenreissers Nichte Karen 
Haubenreisser hatte 2010 erfahren, dass die Evange-
lische Stiftung Alsterdorf in ihrem Archiv die Akte ihres 
Onkels verwahrt. Sie sichtete die Akte und setzte sich für 
die Verlegung des „Stolpersteins“ ein.

Schockiert war Karen Haubenreisser, als sie 2011 den 
Friedhof der vormaligen Heil- und Pflegeanstalt Mainkofen 
aufsuchte. Die meisten Gräber der „Euthanasie“-Opfer 
waren nicht mehr erkennbar. Bis auf einen Gedenkstein 
aus dem Jahr 1984 erinnerte nichts an die in der Anstalt 
Mainkofen verübten Verbrechen. Sie wandte sich mit 
ihrer Forderung nach einer würdigen Erinnerung an die 
„Euthanasie“-Opfer von Mainkofen an die Presse, die 
bundesweit darüber berichtete. Im Oktober 2012 erhielt 
sie die Zusage des Bezirkstagspräsidenten von Nieder
bayern, Manfred Hölzlein, in Mainkofen eine Lern- und 
Gedenkstätte zu errichten, in der an die dort im Rahmen 
der „Euthanasie“ Ermordeten namentlich erinnert werden 
soll. Die Eröffnung ist für 2014 vorgesehen.

Engagement von Familienangehörigen: 
Helmut Heinze und Karen Haubenreisser
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Engagement von Familienan
gehörigen: Antje Kosemund 

Antje Kosemund, geb. Sperling, stieß 1984 bei der Durch-
sicht alter Familienunterlagen auf die Sterbeurkunde ihrer 
Schwester Irma mit dem Todesdatum 8. Januar 1944 
und dem Todesort Wien, Baumgartnerhöhe 1. Sie wusste 
durch ihr politisches Engagement in der Vereinigung 
der Verfolgten des Naziregimes (VVN) – Bund der Anti
faschistinnen und Antifaschisten von den „Euthanasie“-
Verbrechen und vermutete aufgrund der Angaben in der 
Sterbeurkunde, dass auch ihre Schwester Irma Sperling 
einem solchen Verbrechen zum Opfer gefallen sein 
könnte. Sie begann, zu recherchieren, und konnte den 
Leidensweg ihrer Schwester von den Alsterdorfer Anstal-
ten in die Wagner von Jauregg-Heil- und Pflegeanstalt 
der Stadt Wien und dort in die „Kinderfachabteilung Am 
Spiegelgrund“ der Wiener städtischen Nervenklinik für 
Kinder rekonstruieren. 

1994 erfuhr Antje Kosemund bei einem Besuch bei ihrer 
Tochter in Österreich zufällig aus dem Fernsehen von der 
Existenz einer „Gehirnkammer“ im Psychiatrischen Kran-
kenhaus „Baumgartner Höhe“ sowie von Überlegungen, 
die Präparate der Öffentlichkeit zugänglich zu machen. 
Ihre Vermutung, dass darunter auch Präparate von ihrer 
Schwester und anderen Hamburger „Euthanasie“-Opfern 
sein könnten, bestätigte sich. Sie war über die geplante 
entwürdigende Präsentation entsetzt. Mit der Forderung, 
die „Gehirnkammer“ zu schließen und die sterblichen 
Überreste beizusetzen, wandte sie sich an den österrei-
chischen Bundespräsidenten und die österreichische 
Bundesregierung. 

Diese Forderungen sind inzwischen erfüllt. In Hamburg 
existiert seit 1996 auf dem Friedhof Ohlsdorf ein Grab 
Irma Sperlings und weiterer „Euthanasie“-Opfer. Zu den 
großen Verdiensten von Antje Kosemund gehört, dass sie 
einen würdelosen Zustand beendet hat.

Dr. Michael Wunder, Evangelische Stiftung  
Alsterdorf, Antje Kosemund und Bürgermeisterin  
Dr. Dorothee Stapelfeldt, 2013. 

Foto: Florian Giertzuch. Quelle: Behörde für Arbeit, Soziales,  
Familie und Integration, Hamburg

Am 13. Mai 2013 überreichte Bürgermeisterin Dr. Dorothee 
Stapelfeldt im Turmsaal des Hamburger Rathauses Antje 
Kosemund das Bundesverdienstkreuz. In ihrer Laudatio würdigte 
die Bürgermeisterin Antje Kosemund: „Ihr Engagement ist ein 
Kampf für Menschlichkeit, für gesellschaftliches Bewusstsein 
gegen das Vergessen und Verdrängen und für die Achtung der 
Menschenwürde. Ein Engagement, dessen Ausgangspunkt in 
Ihrer ganz persönlichen Familiengeschichte liegt, und das dazu 
geführt hat, dass in unserer Gesellschaft das Wissen um die 
Opfer der nationalsozialistischen Verfolgung, hier die Opfer der 
Nazi-Euthanasie, erweitert wurde.“

Grabstein auf dem Geschwister-Scholl-Ehrenfeld für Verfolgte  
der NS-Herrschaft auf dem Friedhof Ohlsdorf in Hamburg.

Foto: Ursula Suhling. Quelle: Spurensuche Irma, 2011, S. 47

Am 8. Mai 1996 wurden im Rahmen einer von der Evangelischen 
Stiftung Alsterdorf und der VVN – Bund der Antifaschistinnen und 
Antifaschisten ausgerichteten Feier die Urnen mit der Asche von 
zehn „Euthanasie“-Opfern aus Wien auf dem Geschwister-Scholl-
Ehrenfeld bestattet. Im April 2002 und im Mai 2012 fanden auf 
dem Wiener Zentralfriedhof Beisetzungen weiterer „Gehirnprä-
parate“ – darunter auch von Irma Sperling – in Ehrengräbern der 
Stadt Wien statt. 

Grabstein auf dem Geschwister-Scholl-Ehrenfeld  
des Friedhofs Ohlsdorf in Hamburg, 2013. 

Foto: Herbert Diercks. Quelle: Archiv der KZ-Gedenkstätte Neuengamme

Angestoßen durch das Engagement Antje Kosemunds wurden 
auch im Universitätsklinikum Hamburg-Eppendorf historische 
Präparate auf ihre Herkunft geprüft. Die Prüfung ergab, dass sich 
in einer neuropathologischen Sammlung auch Hirnteile geistig 
behinderter Kinder befanden, die zwischen 1940 und 1945 in 
Hamburg und in Lüneburg in „Kinderfachabteilungen“ ermordet 
worden waren. Die sterblichen Überreste von fünf in Hamburg 
ermordeten Kindern wurden am 15. September 2012 in einer 
gemeinsamen Urne auf dem Geschwister-Scholl-Ehrenfeld des 
Friedhofs Ohlsdorf in Hamburg bestattet. 
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Das Projekt „Stolpersteine in  
Hamburg – Biographische  
Spurensuche“ 

Seit einigen Jahren erinnern auch in Hamburg „Stolper-
steine“ an Männer, Frauen und Kinder, die als Opfer der 
nationalsozialistischen Verfolgung starben. Bisher sind 
nahezu 4600 Steine verlegt, darunter auch ca. 200 für 
die einst „vergessenen“ Opfer der „Euthanasie“.

Mehr als 50 Forscherinnen und Forscher, überwiegend 
aus Geschichtswerkstätten und Stadtteilarchiven, waren 
und sind seit 2006 in dem Projekt „Stolpersteine in 
Hamburg – Biographische Spurensuche“ aktiv. Sie recher-
chieren und erstellen Biografien der Menschen, für die 
ein „Stolperstein“ gesetzt werden soll, und organisieren 
würdevolle Einweihungen der Steine. Die Biografien wer-
den im Internet und in Büchern veröffentlicht. Das Projekt 
wird von Dr. Rita Bake, Landeszentrale für Politische 
Bildung, Hamburg, und Dr. Beate Meyer, Institut für die 
Geschichte der deutschen Juden, Hamburg, geleitet.

Vielfach wird bei den Recherchen und den „Stolperstein“-
Verlegungen mit Familienangehörigen der Opfer zusam-
mengearbeitet. Eine wichtige inhaltliche Grundlage der 
Arbeit des Projekts bilden die Veröffentlichungen aus den 
1980er-Jahren wie das Buch von Michael Wunder, Ingrid 
Genkel und Harald Jenner über die Alsterdorfer Anstalten 
im Nationalsozialismus, die inzwischen von neueren 
wissenschaftlichen Studien ergänzt werden.

„Stolperstein“-Einweihung vor dem Haus Quickbornstraße 21 
in Hamburg-Eimsbüttel, 21. Oktober 2007. 

Foto und Quelle: Gesche-M. Cordes, Hamburg

In der Quickbornstraße 21 wohnte die Familie Hoh. Paul Hoh, 
am 14. Juli 1917 in Hamburg geboren, lebte seit seinem 
13. Lebensjahr in den Alsterdorfer Anstalten. Er wurde am 
8. Oktober 1944 in der Heil- und Pflegeanstalt Mainkofen/
Niederbayern ermordet. Das Foto zeigt Angehörige bei der 
Einweihung des „Stolpersteins“.

Hildegard Thevs: Stolpersteine in 
Hamburg-Rothenburgsort. Biographi-
sche Spurensuche, Hamburg 2011

Unter dem Titel „Stolpersteine in 
Hamburg“ erschienen bis Ende 
2013 bereits 14 stadtteilbezogene 
Bücher mit Lebensgeschichten jener 
Menschen, für die „Stolpersteine“ 
gesetzt wurden. Dieses Buch 
berichtet über die Hintergründe und 
die Durchführung der Kindermorde im 
Kinderkrankenhaus Rothenburgsort 
und stellt zahlreiche Opfer der 
„Kinder-Euthanasie“ vor.

Katja Ambos (links) und Astrid Kleinwächter im Mai 2005  
vor dem Mahnmal der Evangelischen Stiftung Alsterdorf.  
Es erinnert an die Deportationen von Bewohnerinnen und 
Bewohnern der Alsterdorfer Anstalten und an die Opfer der 
„Euthanasie“-Verbrechen. 

Foto und Quelle: Klaus Möller, Hamburg

Die beiden Schülerinnen des Heisenberg-Gymnasiums 
erforschten das Schicksal des fünfjährigen Alfred Rahnert. Im 
Januar 2006 erhielten sie für diese Arbeit den Bertini-Preis. 
Einen Teil des Preisgeldes spendeten sie zur Finanzierung des 
Stolpersteins für Alfred Rahnert im Eißendorfer Pferdeweg 12 
in Hamburg-Heimfeld. 
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„Die Würde des Menschen ist  
unantastbar.“
Artikel 1 Absatz 1 Satz 1 des Grundgesetzes 

Zur Geschichte der nationalsozialistischen Gesundheits- 
und Sozialpolitik gehört die Fortsetzung der bereits in 
der Weimarer Republik bestehenden Diskriminierungen 
und Ausgrenzungen von Minderheiten, darunter von 
Menschen mit psychischen Erkrankungen und geistigen 
Behinderungen. Das Recht auf Existenz und Zukunft 
wurde ihnen schon vor 1933 öffentlich abgesprochen. Die 
Nationalsozialisten knüpften zu Beginn ihrer Herrschaft 
an diese Bestrebungen an und entwickelten auf ihrer 
Grundlage das „Euthanasie“-Mordprogramm.

In die ausdifferenzierten bürokratischen Abläufe dieses 
„Euthanasie“- Programms waren vor allem Anstalts
leitungen, Ärzte, Fürsorgerinnen und Verwaltungsfach-
leute unterschiedlicher Behörden einbezogen. Sie waren 
unentbehrlich für die Erfassung der späteren Opfer, die 
Organisation der Abtransporte in Tötungsanstalten und 
die Durchführung der Morde z. B. im Kinderkrankenhaus 
Rothenburgsort oder in der Heil- und Pflegeanstalt 
Langenhorn. Dabei bedienten sie sich einer verschleiern-
den Sprache und erfüllten als „Rädchen im Getriebe“ ihre 
„Pflichten“.

Eine ehrende Anerkennung der Opfer der nationalsozialis-
tischen Gesundheits- und Sozialpolitik kann nicht losge-
löst werden von der Frage nach dem heutigen Umgang 
der Gesellschaft mit behinderten, kranken und sozial 
ausgegrenzten Menschen. Es ist daher unabdingbar, über 
die „Euthanasie“ und ihre Vorgeschichte aufzuklären und 
sich mit heutigen Lebenssituationen dieser Menschen 
auseinanderzusetzen. Die Arbeit der Frauen und Männer 
insbesondere in den sozialen, medizinischen und pfle-
gerischen Berufen muss eine größere gesellschaftliche 
Anerkennung und Unterstützung erfahren.

Mit dem Leitbild der „Inklusion“ ist insbesondere für 
Menschen mit Behinderungen das Ziel eines diskriminie-
rungsfreien, gleichberechtigten und selbstbestimmten 
Lebens in unserer Gesellschaft formuliert. 

Mahnmal der Evangelischen Stiftung Alsterdorf, 
Dorothea-Kasten-Straße, Hamburg-Alsterdorf, 2011. 

Foto: Herbert Diercks. Quelle: Archiv der KZ-Gedenkstätte Neuengamme

Seit April 1984 erinnert dieses Mahnmal an 629 Bewohne-
rinnen und Bewohner der Alsterdorfer Anstalten, die von dort 
deportiert wurden. Lediglich 79 von ihnen überlebten die 
„Euthanasie“-Aktionen. 1993 wurde die Zufahrtsstraße von 
der Alsterdorfer Straße zu den Alsterdorfer Anstalten nach 
Dorothea Kasten benannt, die am 2. Mai 1944 in der Wagner 
von Jauregg-Heil- und Pflegeanstalt der Stadt Wien ermordet 
wurde. Eine „Stolperschwelle“ an der Dorothea-Kasten-Straße 
mit Angaben zur Zahl der Deportierten und Ermordeten 
markiert seit 2006 den Ort, an dem die Deportationsbusse 
abfuhren. 
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Selma Baresch

Geboren am 8. Juli 1886 in Petersdorf, Kreis Hirschberg/
Schlesien, ermordet am 19. April 1945 in der Wagner von 
Jauregg-Heil- und Pflegeanstalt der Stadt Wien. 

Die fünfköpfige Schuhmacherfamilie Baresch lebte 
seit etwa 1895 in Hamburg. In den Jahren 1905 bis 
1938 wohnte sie in einer Parterrewohnung im Kleinen 
Schäferkamp in Eimsbüttel. Selma Baresch war das 
älteste Kind der Familie; sie hatte noch einen Bruder und 
eine Schwester. Aus der erhalten gebliebenen Akte der 
Alsterdorfer Anstalten über Selma Baresch geht hervor, 
dass sie eine gute Schülerin gewesen war und bis zur 
ersten Aufnahme in die „Irrenanstalt Friedrichsberg“ 1907 
als Buchhalterhin gearbeitet hatte. In diesem Jahr hatten 
sich Symptome einer psychischen Erkrankung gezeigt. 
Die Ärzte diagnostizierten Schizophrenie und hielten ihre 
Anstaltsaufnahme für erforderlich. Seit dieser Zeit lebte 
Selma Baresch überwiegend in Anstalten, davon ab April 
1935 bis August 1943 in den Alsterdorfer Anstalten. Ob 
die Erkrankung behandelt und ihre Fähigkeiten unter
stützt und gefördert wurden, ist nicht bekannt. Die Akte 
dokumentiert in abfälligem Ton nahezu ausschließlich 
vermeintlich negative Verhaltensweisen von Selma 
Baresch.

Im August 1943 gehörte sie zu 228 Mädchen und Frauen, 
die die Direktion der Alsterdorfer Anstalten in die Wagner 
von Jauregg-Heil- und Pflegeanstalt der Stadt Wien 
abschieben ließ, um freie Kapazitäten zu schaffen. In 
der Wiener Anstalt wurden Patientinnen und Patienten 
mit Medikamenten und durch unzureichende Ernährung 
getötet. Als Selma Baresch in Wien ankam, wog sie bei 
einer Körpergröße von 157 Zentimetern 68 Kilogramm, 
als sie am 19. April 1945 starb, wog sie nur noch 40 Kilo-
gramm. Als offizielle Todesursache wurde „Darmkatarrh“ 
angegeben.

Selma Baresch, 1928,  
Foto der Alsterdorfer Anstalten. 

Quelle: Meike Baresch, Hamburg 

Meike Baresch (links), die Großnichte von 
Selma Baresch, mit ihrer Mutter Elke 
Baresch bei der Einweihung des „Stolper-
steins“ für Selma Baresch vor dem Haus 
Kleiner Schäferkamp 31, Hamburg-
Eimsbüttel, 20. April 2013. 

Foto und Quelle: Gesche-M. Cordes, Hamburg
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Julius Bass 

Geboren am 27. Februar 1907 in Hamburg,  
ermordet am 5. Juni 1942 in der Heil- und  
Pflegeanstalt Bernburg. 

 
Julius Bass, Sohn des Produktenhändlers Simon Hermann 
Bass und dessen Frau Rosalie, besuchte die jüdische 
Anton-Rée-Realschule in Hamburg bis zur Tertia und 
machte anschließend eine Ausbildung im Bereich Elektro-
technik. In seinem Beruf fand er jedoch keine Anstellung.
Er arbeitete daher in dem kleinen Laden seines Vaters in 
der Vereinsstraße in Hamburg-Eimsbüttel, den er später 
übernahm. Ab 1935 handelte er mit Altmetall. 

1931 kam der Sohn von Julius Bass und Margarethe 
Edelmann, Carl-Heinz, zur Welt. Margarethe Edelmann 
starb bereits 1934, und der Sohn wuchs in der Familie 
der Schwester von Julius Bass in Hamburg auf. Vater und 
Sohn besuchten sich häufig.

Julius Bass war jüdischer Herkunft und den antisemiti-
schen Repressalien der Nationalsozialisten ausgesetzt. 
Unter dem Vorwurf einer verbotenen Liebesbeziehung 
zu einer „Arierin“ wurde er im Dezember 1937 verhaftet, 
angeklagt und am 17. Oktober 1938 wegen „fortgesetzter 
Rassenschande“ vom Landgericht Hamburg zu einer 
42-monatigen Haftstrafe verurteilt. Die Haft verbüßte er 
im Zuchthaus Bremen-Oslebshausen und in Strafanstalten 
in Celle und Hameln. Anschließend kam Julius Bass 
jedoch nicht frei, sondern wurde im Sommer 1941 in das 
Konzentrationslager Neuengamme eingewiesen. Anfang 
Juni 1942 wurde Julius Bass mit 299 weiteren Häftlingen 
des KZ Neuengamme im Rahmen der „Aktion 14 f 13“ in 
die „Euthanasie“-Tötungsanstalt Bernburg/Saale gebracht 
und dort unmittelbar nach seiner Ankunft, wahrscheinlich 
am 5. Juni 1942, vergast. Die Familie erhielt die Mitteilung, 
Julius Bass sei am 9. Juni 1942 im KZ Neuengamme an 
einer Darmerkrankung gestorben.

Julius Bass mit seinem Sohn  
Carl-Heinz Edelmann, ca. 1933.

Quelle: Privatbesitz Carl-Heinz Edelmann, Hamburg

Brief von Simon Bass an die Direktion des 
Zuchthauses Celle mit der Bitte, seinen 
Sohn Julius Bass gemeinsam mit Carl-Heinz 
besuchen zu dürfen, 4. August 1940. 

Quelle: Niedersächsisches Landesarchiv, Hauptstaatsarchiv  
Hannover, Hann. 86 Hameln, Acc. 143/90, Nr. 3696
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Schreiben der Hamburger Kriminalpolizei, 21. April 1941. 

Quelle: Niedersächsisches Landesarchiv, Hauptstaatsarchiv Hannover,  
Hann. 86 Hameln, Acc. 143/90, Nr. 3696

In diesem Schreiben wird mitgeteilt, dass Julius Bass nach 
Strafverbüßung „in Schutzhaft“ genommen werde. Die 
Kriminalpolizei ließ ihn in das KZ Neuengamme einweisen.

Haftfotos von Julius Bass, 1937. 

Quelle: Niedersächsisches Landesarchiv, Hauptstaatsarchiv Hannover,  
Hann. 86 Hameln Acc. 143/90, Nr. 3696
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Benjamin Engländer 

Geboren am 2. Januar 1901 in Altona,  
ermordet am 23. September 1940 in der  
„Landes-Pflegeanstalt“ Brandenburg. 

Benjamin Engländer war das jüngste von neun Kindern 
einer aus Polen stammenden jüdischen Familie, die in 
Hamburg-St. Pauli lebte. Er besuchte von 1907 bis 1916 
die Talmud-Tora-Schule. Über seine Jugendzeit und seine 
Ausbildung sind keine weiteren Einzelheiten bekannt; 
wahrscheinlich unterstützte er seine Mutter in ihrem 
Schmuckwarengeschäft, sein Vater war bereits 1917 
gestorben. 

1923 wurde bei Benjamin Engländer erstmals Epilepsie 
diagnostiziert. 1930 erfolgte seine Einweisung in die 
Pflegeanstalt Neustadt in Holstein, wo er fast vier 
Jahre verbrachte. Es folgten mehrere Verlegungen: im 
September 1934 in die Holsteinischen Heilstätten für 
Nerven- und Alkoholkranke (Ricklinger Anstalten) im Kreis 
Segeberg, im Mai 1938 nach einem kurzen Zwischen-
aufenthalt in der Staatskrankenanstalt Langenhorn in 
Hamburg in die Lübecker Heilanstalt Strecknitz und von 
dort am 16. September 1940 wieder nach Langenhorn. 

Benjamin Engländers Mutter starb 1935. Seine Schwester 
Anna Reiss, die daraufhin seine Pflegschaft übernommen 
hatte, wurde im Oktober 1938 nach Polen abgeschoben. 
Ob Benjamin Engländer in diesen Jahren Besuch von 
Familienangehörigen erhielt, ist nicht bekannt; sie waren 
selbst Repressionen ausgesetzt. Mindestens zwei seiner 
Geschwister starben im KZ Auschwitz. 

Der Transport vom September 1940 war im Rahmen der 
Verlegungen aller jüdischer Patientinnen und Patienten 
norddeutscher Psychiatrieeinrichtungen zunächst in die 
Anstalt Langenhorn erfolgt. Eine Woche nach seinem 
Eintreffen in Langenhorn, am 23. September 1940, kam 
Benjamin Engländer zusammen mit 152 weiteren Patien-
tinnen und Patienten im ersten Hamburger „Euthanasie“-
Transport in die als „Landes-Pflegeanstalt“ getarnte 
Tötungsanstalt Brandenburg, wo er am Tag seiner Ankunft 
in der Gaskammer ermordet wurde.

Benjamin Engländer, ca. 1930.

Quelle: Staatsarchiv Hamburg, 351-11, 15447

Aufnahmeakte der Staatskrankenanstalt  
Langenhorn, 22. April 1938 

Quelle: Staatsarchiv Hamburg, 352-8/7 24885

Aus dem Dokument geht hervor, dass Benjamin 
Engländer im April 1938 aus den Ricklinger Anstalten 
mit der Begründung „weil Jude“ abgeschoben wurde. 
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Blatt 16 der Patientenakte der Staatskrankenan-
stalt (später Heil- und Pflegeanstalt) Langenhorn 
von Albert Freytag mit dem Stempelaufdruck „Jude“. 

Quelle: Archiwum Państwowe w Gorzowie Wielkopolskim, 66-256, Nr. 930
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Albert Freytag 

Geboren am 28. April 1916 in Wandsbek,  
ermordet am 24. April 1944 in der Landesheilanstalt  
Meseritz-Obrawalde. 

Albert Freytags Mutter war Kontoristin. Sein jüdischer 
Vater war Schlachter und Fuhrunternehmer. Im Alter 
von einem Jahr wurde bei Albert Freytag eine Lähmung 
der rechten Körperhälfte festgestellt. Später bekam 
er zunehmend Krämpfe und epileptische Anfälle, die 
möglicherweise durch eine Impfung verursacht waren. 
Mit acht Jahren musste er die Schule verlassen und kam 
in die Heil- und Pflegeanstalt Schleswig-Hesterberg. Die 
Diagnose lautete „Schwachsinn bei Epilepsie“. 1933 
wurde er als „gebessert“ aus der Anstalt in Schleswig 
entlassen.

Nachdem er im Juli 1934 im Allgemeinen Krankenhaus 
Wandsbek zwangssterilisiert worden war, verschlechterte 
sich sein Zustand. Anfang 1935 wurde er in die Alster-
dorfer Anstalten eingewiesen. Da er als „Halbjude“ galt, 
kam er 1938 mit allen anderen jüdischen Bewohnerinnen 
und Bewohnern der Alsterdorfer Anstalten in die Heil- und 
Pflegeanstalt Langenhorn.

In der Anstalt Langenhorn arbeitete er in der Landwirt-
schaft. Seine Großmutter, die sich nach dem Tod seiner 
Mutter 1939 um ihn kümmerte, holte ihn mehrfach zu 
einem Urlaub zu sich nach Hause. Am 1. Februar 1944 
wurde Albert Freytag mit weiteren 49 Männern von 
Langenhorn in die Landesheilanstalt Meseritz-Obrawalde 
gebracht. Am 24. April 1944, vier Tage vor seinem 
28. Geburtstag, starb er in dieser Tötungsanstalt der 
„Euthanasie“.

Albert Freytag, 1938.

Quelle: Staatsarchiv Hamburg, 352-8/7, Abl. 1/1995, 24847

Textvorlage für ein Telegramm der „Landeskrankenanstalten 
Meseritz-Obrawalde“ an Emma Freytag, 24. April 1944. 

Quelle: Archiwum Państwowe w Gorzowie Wielkopolskim, 66-256, Nr. 930

In dem Vordruck war bereits vorformuliert, dass der Patient 
oder die Patientin „sanft entschlafen“ sei. Emma Freytag 
war Albert Freytags Großmutter. Sie hielt intensiv Kontakt zu 
ihrem Enkel und plante sogar, ihn in der Anstalt Meseritz-
Obrawalde zu besuchen.
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Rolf Haubenreisser 

Geboren am 12. Juni 1935 in Hamburg,  
ermordet am 16. Mai 1945 in der Heil- und Pflegeanstalt  
Mainkofen in Niederbayern. 

Rolf Haubenreisser war der erste von zwei Söhnen des 
in Hamburg-Osdorf lebenden Briefmarkenhändlers 
Ernst Haubenreisser und seiner Frau Käthe, geborene 
Hinsch. Im Alter von vier Monaten erlitt Rolf Hauben
reisser Krampfanfälle – Zeichen einer Beeinträchtigung 
in der Entwicklung, die sich im Kleinkindalter verstärkte. 
Ursache waren möglicherweise Komplikationen während 
seiner Geburt.

Die psychiatrische Abteilung des Altonaer Krankenhauses 
überwies Rolf Haubenreisser im März 1940 in die Alster-
dorfer Anstalten. Die Diagnose lautete auf „Imbezillität“. 
Rolf Haubenreissers geistige Behinderung hätte eine 
besondere Förderung erforderlich gemacht, die jedoch 
ausblieb. Der pflegerische Aufwand, der in dieser Zeit in 
Alsterdorf betrieben wurde, war sehr gering.

Am 10. August 1943 wurde der nunmehr achtjährige  
Rolf Haubenreisser mit 112 weiteren Jungen und 
Männern von den Alsterdorfer Anstalten in die Heil- und 
Pflegeanstalt Mainkofen in Niederbayern verlegt, wo die 
Patientinnen und Patienten gemäß dem sogenannten 
„Hungererlass“ des Bayerischen Staatsministers des 
Innern vom 30. November 1942 durch Aushungern 
ermordet wurden. Rolf Haubenreisser starb am 16. Mai 
1945, eine Woche nach Kriegsende. Als offizielle Todes
ursache wurde „Darmkatarrh“ angegeben.

Rolf Haubenreisser mit seinem Vater 
und seinem Großvater, ca. 1939. 

Quelle: Privatbesitz Familie Haubenreisser

Schreiben von Ernst Haubenreisser an die 
Heil- und Pflegeanstalt Mainkofen, 
30. Oktober 1943. 

Quelle: Archiv der Evangelischen Stiftung Alsterdorf, V 407

Die Eltern machten sich Sorgen um ihren 
Sohn und versuchten, aus der Anstalt 
Mainkofen „unverfälschte“ Informationen 
zu erhalten. 
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Margarete Heinsen, geb. Lampert 

Geboren am 30. Juli 1903 in Harburg,  
ermordet am 19. Juli 1943 in der Landesheilanstalt 
Hadamar. 

Margarete Rosa Lampert war das erste Kind ihrer Eltern. 
Sie hatte noch fünf jüngere Geschwister und eine Halb-
schwester. Nach dem Besuch der Volksschule arbeitete 
sie in einer Fabrik.

Am 5. Juni 1926 heiratete Margarete Lampert den 
Fabrikarbeiter Heinrich Heinsen. 1927 wurde ihre Tochter 
Irmgard geboren, zwei Jahre später ihr Sohn Helmut. 
Nach der Geburt ihres dritten Kindes Walter 1937 stellten 
sich bei Margarete Heinsen psychische Auffälligkeiten 
ein, die im September 1937 zu einer Zwangseinweisung 
in die Psychiatrische und Nervenklinik der Hansischen 
Universität Hamburg auf dem Gelände der vormaligen 
Staatskrankenanstalt Friedrichsberg führten. Die Ärzte 
diagnostizierten einen „abartigen Charakter“ und über-
wiesen sie im Januar 1938 in die Staatskrankenanstalt 
Langenhorn. Dort wurde nach der Eingangsuntersuchung 
von den Ärzten die Diagnose „Schizophrenie“ gestellt und 
damit ihr weiterer Aufenthalt in Langenhorn begründet.

Im Juni 1939 wurde Margarete Heinsen in der Hamburger 
Frauenklinik Finkenau zwangssterilisiert. Die Ehe mit 
Heinrich Heinsen wurde im Juli 1941 vom Hamburger 
Landgericht geschieden. Am 29. Juni 1943 erfolgte ihre 
Verlegung zusammen mit 49 weiteren Frauen von der 
Anstalt Langenhorn in die Landesheilanstalt Hadamar, 
wo sie drei Wochen später, am 19. Juli 1943, ermordet 
wurde. Als Todesursache gab die Anstalt „Grippe“ an.

Margarete Heinsen, 1920er-Jahre. 

Quelle: Ulrich Heinsen, Buxtehude

Auszug von 1937 aus Margarete Heinsens Krankenakte. 

Quelle: Staatsarchiv Hamburg, 352-8/7, Abl. 2/1995, 24593

Margarete Heinsen war mit ihrer Einweisung in die Anstalt 
nicht einverstanden, sie fasste sie als eine Beleidigung auf. 
Ihr Protest wurde allerdings als „nicht echt“ wirkend und 
„wahnhaft zu nehmend“ abgetan.
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Schreiben der Sozialverwaltung Hamburg an die Heil- und 
Pflegeanstalt Hadamar, 16. Dezember 1946. 

Quelle: Staatsarchiv Hamburg, 352-8/7, Abl. 2/1995, 24593

Obwohl der Behörde bekannt war, dass Hadamar als Tötungs
anstalt fungierte, erkundigte sich die Sozialverwaltung bei der 
Anstalt in Hadamar nach dem Befinden Margarete Heinsens. 
Dass Margarete Heinsen zum Zeitpunkt der Anfrage bereits 
seit mehr als drei Jahren nicht mehr lebte, war in ihrer 
Langenhorner Patientenakte vermerkt. 

Handschriftliche Notiz von Margarete Heinsen, 
nicht datiert. 

Quelle: Staatsarchiv Hamburg, 352-8/7, Abl. 2/1995, 24593

Als der Enkel von Margarete Heinsen die 
Krankenakte von Margarete Heinsen durchsah, 
berührte ihn diese Notiz als ein direktes 
persönliches Zeugnis seiner Großmutter sehr. 
Sie lautet:

Ich fühle mich schon besser 
möchte Sonntag meinen  
Mann wiedersehn.  
Frau Heinsen.
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Minna Heinze, geb. Holst 

Geboren am 2. Dezember 1894 in Beckdorf bei Stade,  
ermordet am 6. März 1944 in der Landesheil- und  
Pflegeanstalt Hadamar. 

Die Weißnäherin Minna Heinze lebte mit ihrem Mann, 
dem bei der Reichsbahn beschäftigten Arbeiter Wilhelm 
Otto Heinze, und ihren beiden Kindern Helmut und Ursula 
in Hamburg. Im August 1938 kam Minna Heinze das erste 
Mal mit psychischen Beschwerden in die Psychiatrische 
und Nervenklinik der Hansischen Universität, im 
September 1938 wurde sie in die Heil- und Pflegeanstalt 
Langenhorn verlegt. Ihr Mann bemühte sich erfolgreich 
um ihre Entlassung, die zu Weihnachten 1938 erfolgte. 
Die Ehe wurde am 1. März 1943 vom Landgericht 
Hamburg jedoch gegen den Willen der Eheleute für nichtig 
erklärt und ein Amtsvormund für Minna Heinze bestellt; 
ihr Mann konnte sie damit nicht weiter schützen. Am 
1. April 1943 wurde Minna Heinze erneut in die Heil- und 
Pflegeanstalt Langenhorn eingewiesen und von dort Ende 
Juni 1943 in die Landesheil- und Pflegeanstalt Hadamar 
gebracht, ohne dass ihre Familie darüber informiert 
worden wäre. In Hadamar wurden die Patientinnen und 
Patienten zu dieser Zeit durch Medikamente und un
zureichende Ernährung getötet. Minna Heinze starb ein 
halbes Jahr nach ihrer Ankunft in Hadamar. 

Hintergrund der Erkrankung Minna Heinzes war nach den 
Recherchen ihres Sohnes Helmut Heinze eine Verhaftung 
durch die Gestapo, bei der sie vermutlich misshandelt 
worden war. Sie sei, da sie sich kritisch über Hitlers Politik 
geäußert haben soll, für geisteskrank erklärt worden. 

Minna Heinze, ca. 1938. 

Quelle: Helmut Heinze, Lemgo

Anfang eines Schreibens von Helmut Heinze  
an die Landesheil- und Pflegeanstalt Hadamar,  
16. Mai 1944. 

Quelle: Staatsarchiv Hamburg, 352-8/7, Abl. 1/1995, 25232

Über den Tod Minna Heinzes wurde die Familie 
nicht informiert. Erst als Helmut Heinze sich nach 
dem Zustand seiner Mutter erkundigte, erhielt er 
die Mitteilung, dass sie bereits am 6. März 1944 
an „Grippe“ gestorben sei.
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Dorothea Kasten 

Geboren am 6. März 1907 in Hamburg,  
ermordet am 2. Mai 1944 in der Wagner von  
Jauregg-Heil- und Pflegeanstalt der Stadt Wien. 

Dorothea Kasten, geboren in Hamburg-Hammerbrook, 
war das erste von zwei Kindern des Ehepaars Dorothee 
und Heinrich Kasten. Während ihrer Volksschulzeit 
zeigten sich starke Einschränkungen ihres Lernvermögens 
und ihrer geistigen Kräfte, die sich in den folgenden 
Jahren zu einer schweren chronischen Erkrankung ihres 
Nervensystems entwickelten. Sie verließ die Schule „aus 
Klasse 3“, der heutigen 6. Klasse.

Dorothea Kasten lebte, solange es möglich war, bei 
ihren Eltern. Sie half im Haushalt und arbeitete eine Zeit 
lang auch in einem Kleinkinderheim in Springe/Deister. 
1931 erwirkten ihre Eltern erstmals ihre Einlieferung in 
die Alsterdorfer Anstalten in Hamburg. Vermutlich war 
es ihnen nicht möglich, ihre Tochter weiterhin zu Hause 
zu pflegen, zumal sie in ihrem Verhalten sprunghaft und 
manchmal aggressiv war. Zu diesem Zeitpunkt konnte 
Dorothea Kasten gehen, sprechen, auf Fragen antworten, 
Freude oder Verärgerung zum Ausdruck bringen und 
auch Lieder auf dem Klavier spielen. Sie galt als „geistes
schwache“ Patientin mit „Anlernungsfähigkeit“, wie der 
aufnehmende Arzt der Alsterdorfer Anstalten vermerkte. 

Aus der Alsterdorfer Akte von Dorothea Kasten geht 
hervor, dass sie leichtere Arbeiten verrichtet habe, 
einerseits „willig“ und „zutraulich“ gewesen sei, anderer-
seits aber auch „freche“ und „ungezogene“ Antworten 
gegeben habe, dass häufig die Unterbringung im Wach-
saal angeordnet worden sei und sie viel geweint habe. 
Ihr gesundheitlicher Zustand verschlechterte sich in den 
Jahren ihres Aufenthalts in Alsterdorf. 

Dorothea Kastens plötzliche Verlegung in die Wagner 
von Jauregg-Heil- und Pflegeanstalt der Stadt Wien im 
August 1943 riss sie aus der ihr inzwischen vertrauten 
Umgebung. Wie in anderen Anstalten wurden auch in 
der Wiener Anstalt Patientinnen und Patienten durch 
Medikamente und unzureichende Ernährung getötet. Die 
Krankenakte der Wiener Anstalt dokumentiert am Tag des 
Todes Dorothea Kastens die Verabreichung des Medika-
ments Luminal, das in Überdosierung tödlich wirkt.

Dorothea Kasten, 1930,  
Foto der Alsterdorfer Anstalten.

Quelle: Archiv der Evangelischen Stiftung Alsterdorf, V 184

Auszug aus Dorothea Kastens Krankenakte der 
Wagner von Jauregg-Heil- und Pflegeanstalt der 
Stadt Wien mit der Eintragung ihres Todes am 
2. Mai 1944 nach Verabreichung von Luminal.  
Als Todesursache ist „Lungentbc“ vermerkt; am 
11. April 1944 hatte es in den Einträgen noch  
„für Tbc kein Anhaltspunkt“ geheißen. 

Quelle: Fotokopie im Archiv der Evangelischen Stiftung Alsterdorf, V 184



61Biografie Dorothea Kasten 

Auszüge eines Schreibens der Schwester von Dorothea 
Kasten an die Alsterdorfer Anstalten, 28. Februar 1985.

Quelle: Archiv der Evangelischen Stiftung Alsterdorf, V 184

In dem Brief an die Alsterdorfer Anstalten beschreibt die 
Schwester die Reise der Mutter nach Wien 1944 und 
ihre Rückkehr mit dem Leichnam der getöteten Tochter.
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Gerda Möller 

Geboren am 1. Mai 1913 in Hamburg,  
ermordet am 8. Juli 1944 in der Wagner von  
Jauregg-Heil- und Pflegeanstalt der Stadt Wien. 

Gerda Möller war die Jüngste von drei Geschwistern. Ihr 
Vater, der Postbote Hans Möller, war im Ersten Weltkrieg 
gefallen; ihre Mutter, Olga Möller, geb. Ditz, musste ihre 
drei Kinder alleine großziehen. Mit fünf Jahren erkrankte 
Gerda Möller an einer Gehirnhautentzündung, die zu einer 
geistigen Behinderung und einer psychischen Erkrankung 
führte. Sie besuchte dennoch die Volksschule sowie bis 
zum 14. Lebensjahr eine „Hilfsschule“ und anschließend 
eine „Fortbildungsschule“. 

Im Januar 1935 wurde Gerda Möller im Alter von 22 Jahren 
auf Beschluss des Erbgesundheitsgerichts im Allgemeinen 
Krankenhaus Barmbek zwangssterilisiert. Im Juli 1935 
erfolgte ihre Einweisung in die Staatskrankenanstalt 
Friedrichsberg. Von dort kam sie im Oktober 1935 in die 
Alsterdorfer Anstalten. In ihrer Akte ist vermerkt, sie sei 
hilfsbereit, anhänglich und ruhig, wobei ihre Erkrankung 
auch zu unruhigen Phasen mit verminderter Selbststän-
digkeit führe.

Die Alsterdorfer Anstalten ließen Gerda Möller am 
16. August 1943 mit 228 weiteren Mädchen und Frauen 
in die Wagner von Jauregg-Heil- und Pflegeanstalt der 
Stadt Wien verlegen. Als Gerda Möller dort ankam, wog 
sie noch 53 Kilogramm, als sie am 8. Juli 1944 starb, nur 
noch 45 Kilogramm. Die Anstalt praktizierte Patienten
tötungen durch Aushungern und mit Medikamenten
gaben. Gerda Möllers Mutter erfuhr vom Tod ihrer Tochter 
erst durch deren Vormund.

Gerda Möller, 1935, Foto  
der Alsterdorfer Anstalten.

Quelle: Fotokopie der Wiener Krankenakte Gerda Möllers im  
Archiv der Evangelischen Stiftung Alsterdorf, V 149

Schreiben von Otto F. Schmidt an die Wagner 
von Jauregg-Heil- und Pflegeanstalt der Stadt 
Wien, 13. Juli 1944. 

Quelle: Fotokopie der Wiener Krankenakte Gerda Möllers  
im Archiv der Evangelischen Stiftung Alsterdorf, V 149

Otto F. Schmidt war Gerda Möllers Stiefvater. 
Das Schreiben widerspiegelt die Schwierig-
keiten von Angehörigen, den Kontakt zu ihren 
in auswärtigen Anstalten untergebrachten 
Verwandten aufrechtzuerhalten. 
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Gebhard Pribbernow 

Geboren am 21. Januar 1940 in Schwarmitz in Schlesien,  
ermordet am 4. Juli 1944 im Kinderkrankenhaus 
Rothenburgsort. 

Gebhard Pribbernow war das erste von zwei Kindern 
des Berufssoldaten Fritz Pribbernow und seiner Frau 
Hildegard. Bei Gebhard Pribbernows Geburt 1940 kam es 
zu Komplikationen, die Atmung und Herztätigkeit setzten 
kurzzeitig aus. Er entwickelte sich daraufhin nur verzögert. 

Der Vater betrieb die Einweisung seines Sohnes in die 
Alsterdorfer Anstalten und brachte ihn am 6. November 
1943 auch persönlich dorthin – vermutlich gegen den 
Willen seiner Frau, mit der er in Scheidung lag. Über 
das Gesundheitsamt Hamburg-Wandsbek erfolgte die 
Meldung des Kindes an den „Reichsausschuß zur wis-
senschaftlichen Erfassung von erb- und anlagebedingten 
schweren Leiden“. Der Aufforderung an die Alsterdorfer 
Anstalten, den hierfür erforderlichen Fragebogen auszu
füllen, kam Prof. Dr. Gerhard Schäfer Anfang 1944 nach. 

Der „Reichsausschuß“ ordnete am 26. April 1944 die Ver-
legung Gebhard Pribbernows in das Kinderkrankenhaus 
Rothenburgsort an. Die Alsterdorfer Anstalten kamen dem 
zunächst nicht nach – der Krankenakte zufolge aufgrund 
eines Darmkatarrhs des Kindes. Die Verlegung erfolgte 
dann am 28. Juni 1944. In Rothenburgsort war die 
Assistenzärztin Dr. Lotte Albers für Gebhard Pribbernow 
zuständig. Er starb wenige Tage nach seiner Ankunft im 
Kinderkrankenhaus Rothenburgsort. Lotte Albers vermerkte 
„Pneumonie“ (Lungenentzündung) als Todesursache.

Gebhard Pribbernow, 1944,  
Foto der Alsterdorfer Anstalten.

Quelle: Archiv der Evangelischen Stiftung Alsterdorf, V 272

Schreiben des Gesundheitsamtes Hamburg-
Wandsbek, Medizinalrat Dr. Heinrich Maintz,  
an die Alsterdorfer Anstalten, 18. Mai 1944. 

Quelle: Archiv der Evangelischen Stiftung Alsterdorf, V 272

Der „Reichsausschuß“ hatte am 26. April 1944 
die Verlegung Gebhard Pribbernows in das 
Kinderkrankenhaus Rothenburgsort angeordnet.
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Alfred Rahnert 

Geboren am 13. April 1938 in Hamburg-Harburg,  
ermordet am 1. September 1943 in der Heil- und  
Pflegeanstalt Kalmenhof in Idstein/Taunus. 

Alfred Rahnerts Mutter Hertha Rahnert starb kurz nach 
seiner Geburt. Der Vater litt an einer Nervenerkrankung 
und konnte ihn nicht versorgen. So wurde Alfred Rahnert 
in dem Kinderheim im Eißendorfer Pferdeweg 12 in 
Hamburg-Heimfeld untergebracht. 

In zwei von der ärztlichen Abteilung des Jugendamtes 
im November 1939 und im Juni 1940 veranlassten 
psychiatrischen Untersuchungen wurde eine gravierende 
Entwicklungsstörung bei Alfred Rahnert diagnostiziert 
und die Einweisung in die Alsterdorfer Anstalten emp-
fohlen. Die Einweisung erfolgte am 22. Juli 1940. In den 
Alsterdorfer Anstalten kam Prof. Dr. Gerhard Schäfer in 
einem ärztlichen Gutachten zu dem Ergebnis, dass Alfred 
Rahnert geistig behindert sei.

Am 7. August 1943 gehörte Alfred Rahnert zu einem 
Transport von 52 Jungen im Alter von zwei bis zwölf 
Jahren, die im Zuge der Teilräumung der Alsterdorfer 
Anstalten in die Heil- und Pflegeanstalt Kalmenhof in 
Idstein im Taunus, eine Tötungsanstalt der „Euthanasie“, 
verlegt wurden. Fast alle Alsterdorfer Kinder starben dort 
innerhalb weniger Wochen; nur ein Kind überlebte. Alfred 
Rahnert starb kaum vier Wochen nach seiner Ankunft in 
Idstein.

Alfred Rahnert, 1941.  
Foto der Alsterdorfer Anstalten. 

Quelle: Archiv der Evangelischen Stiftung Alsterdorf, V 78

Ergebnis einer psychiatrischen Nachuntersuchung von 
Alfred Rahnert, 24. Juni 1940. 

Quelle: Archiv der Evangelischen Stiftung Alsterdorf, V 78

Als Begründung der Empfehlung, Alfred Rahnert in 
den Alsterdorfer Anstalten unterzubringen, wird seine 
„Unterwertigkeit“ angeführt, er sei „im Interesse der 
Betreuung der gesunden Kinder nichts [!] tragbar.“ Das 
Kürzel „D.T. 1a“ steht für die Diagnose „Schwachsinns-
zustände ohne nachweisbare Ursache“. Mit dem Kürzel 
„B.B. V–VI“ wurde der „erbbiologische Wert“ des Kindes 
entsprechend einer Beurteilungsskala des Hamburger 
Landesjugendamtes von 1936 angegeben. „V“ und 
„VI“ bedeuteten „Starke geistige oder charakterliche 
Unterwertigkeit“ und „Nicht erziehungsfähig“.
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Hannelore Scholz 

Geboren am 18. Mai 1943 in Hamburg-Altona,  
ermordet am 5. April 1945 im Kinderkrankenhaus 
Rothenburgsort. 

Hannelore Scholz war die „Nachzüglerin“ in der Familie 
des Bankangestellten Peter Scholz und seiner Frau Erna. 
Zwei ältere Geschwister waren bereits im Jugendalter. Die 
Familie lebte in Hamburg-Altona. 

Ende Juli 1943 wurde Hannelore Scholz nach den schwe-
ren Bombenangriffen auf Hamburg mit ihrer Mutter und 
ihrer älteren Schwester nach Bad Oldesloe in Schleswig-
Holstein evakuiert. Dort erlitt sie einen ersten Krampf
anfall, dem in den folgenden Monaten weitere folgten. 

Ihre Mutter suchte mehrere Ärzte auf, darunter auch die 
Privatpraxis des Kinderarztes Dr. Wilhelm Bayer, Chefarzt 
des Kinderkrankenhauses Rothenburgsort in Hamburg. 
1944 schaltete sich die Fürsorge ein und forderte Erna 
Scholz auf, ihre Tochter Hannelore dem Amtsarzt im Ge-
sundheitsamt Hamburg-Altona vorzustellen. Der Amtsarzt 
setzte sich daraufhin für die Einweisung von Hannelore 
Scholz zur Beobachtung in das Kinderkrankenhaus 
Rothenburgsort ein. Erna Scholz kam den Aufforderungen 
zunächst nicht nach, bis sie ihre Tochter am 7. März 
1945 schließlich doch in das Krankenhaus brachte. Die 
Diagnose lautete auf „Littlesche Krankheit“, die damalige 
Bezeichnung für eine spastische Lähmung. Hannelore 
Scholz starb im Kinderkrankenhaus Rothenburgsort, 
nachdem ihr am 3. April 1945 eine Überdosis des 
Beruhigungsmittels Luminal, die zu einer tödlich verlau-
fenden Lungenentzündung führte, injiziert worden war. 

Zusammenfassender Bericht des Kinderkrankenhauses 
Rothenburgsort über Hannelore Scholz.

Quelle: Staatsarchiv Hamburg, 352-8/7, Abl. 2000/1, 63

Der Bericht enthält mehrere Angaben, die deutlich an-
zeigen, dass Hannelore Scholz ein „Reichsausschuß“-
Kind war. Es ist zu vermuten, dass Dr. Wilhelm Bayer 
nach der ersten, noch in seiner Privatpraxis vorge-
nommenen Untersuchung Hannelore Scholz an den 
„Reichsausschuß“ gemeldet hat. 

Hannelore Scholz im Arm ihrer 
Cousine, ca. 1944.

Quelle: Privatbesitz
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Irma Sperling 

Geboren am 20. Januar 1930 in Hamburg,  
ermordet am 8. Januar 1944 in der „Kinder- 
fachabteilung Am Spiegelgrund“ der Wiener  
städtischen Nervenklinik für Kinder, Wien. 

Irma Sperling wuchs mit acht Geschwistern in armen 
Verhältnissen auf. Ihr Vater war Angestellter bei der Allge-
meinen Ortskrankenkasse (AOK) in Hamburg. Als Gegner 
des Naziregimes war er im Mai 1933 vorübergehend in 
Haft und verlor seine Arbeit. Ihre Mutter war häufig krank.

Irma Sperling blieb in ihrer Entwicklung zurück. Anfang 
1933 diagnostizierten Ärzte schwere körperliche und 
geistige Entwicklungsstörungen. Förderungen, die Irma 
Sperling bei einem dreimonatigen Aufenthalt im Kinder-
krankenhaus Rothenburgsort in Hamburg zu Beginn des 
Jahres 1933 erhielt, führten in dieser Zeit zu großen 
Fortschritten in ihrer Entwicklung und sie lernte Sitzen, 
Stehen, Laufen und Essen. 

Im Sommer 1933 veranlasste das Jugendamt die psy
chiatrische Untersuchung Irma Sperlings und betrieb mit 
der gestellten Diagnose „schwachsinnig“ ihre Einweisung 
in die Alsterdorfer Anstalten in Hamburg. Nachdem ihre 
Eltern zugestimmt hatten, wurde sie im Dezember 1933 
dort aufgenommen. Dort verbrachte sie einen Großteil 
ihrer Kindheit. Im August 1943 wurde sie schließlich in 
die Wagner von Jauregg-Heil- und Pflegeanstalt der Stadt 
Wien gebracht. Am 25. September 1943 kam sie von dort 
in die „Kinderfachabteilung Am Spiegelgrund“ der Wiener 
städtischen Nervenklinik für Kinder, in der sie ermordet 
wurde. 

Irma Sperling, 1934,  
Foto der Alsterdorfer Anstalten.

Quelle: Wiener Stadt- und Landesarchiv, MAbt. 209.10, A2: 305/43

Spielende Kinder auf dem Gelände der 
Alsterdorfer Anstalten, 1936. 

Quelle: Archiv der Evangelischen Stiftung Alsterdorf

Die zwei Jahre ältere Schwester Irma Sperlings, 
Antje Kosemund, erkannte Irma auf diesem 
Foto (hinter dem Tisch stehend). Sie erinnert 
sich an die langen braunen Locken, die 
schönen braunen Augen und das ausdrucks-
volle Gesicht ihrer Schwester. Unvergessen ist 
für sie das familiäre Musizieren. Irma habe 
sich dann zur Musik gewiegt und im Takt 
geklatscht. 
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Johanna Töpfer, geb. Sukowski 

Geboren am 4. Dezember 1891 in Hamburg,  
ermordet am 27. März 1942 in der Landes-Heil- und 
Pflegeanstalt Bernburg. 

Johanna Töpfer wuchs in einem Armenviertel in Hamburg-
Neustadt auf. Sie hatte vierzehn Geschwister, von denen 
mehrere noch im Säuglingsalter starben. Sie ging bis 
zur vierten Klasse zur Schule. Als Zwölfjährige wurde sie 
erstmals bei einem Kohlendiebstahl ergriffen, bei dem sie 
„Schmiere“ gestanden haben soll. In der Folgezeit wurde 
sie wiederholt bei Diebstählen ergriffen und mehrfach 
zu kurzen Freiheitsstrafen verurteilt. Mit diesen Gelegen-
heitsdiebstählen und durch Betteln versuchte sie, ihre 
Familie zu unterstützen. Mit dem Verkauf von Bleistiften 
bemühte sie sich um ein eigenes Einkommen.

1928 heiratete sie den Handlungsgehilfen Ernst Friedrich 
Karl Töpfer, der als Hilfsschreiber bei der Hamburger 
Werft Blohm & Voss beschäftigt war. Zu diesem Zeitpunkt 
hatte sie bereits einen Sohn und eine Tochter, die 1912 
und 1915 geboren worden waren. Ihr Mann wurde arbeits-
los. Als Zeitschriftenhändler von Haus zu Haus konnte er 
nur ein geringes Einkommen erzielen. Aus der Ehe gingen 
zwei weitere Kinder hervor. In dieser Zeit der Arbeitslosig-
keit ihres Mannes und des geringen Familieneinkommens 
verübte Johanna Töpfer erneut Diebstähle.

Zu Beginn der 1930er-Jahre vor Gericht gestellt, hatte 
ihre Verteidigung eine beschränkte Zurechnungsfähigkeit 
der Angeklagten angeführt, um Haftstrafen abzuwenden. 
In einem ärztlichen Gutachten der Staatskrankenanstalt 
Friedrichsberg wurde 1931 dagegen geurteilt, dass 
Johanna Töpfer eine „geistig schwache“ Person und 
„minderwertig“, aber zurechnungs- und haftfähig sei.

Dieses Gutachten aus dem Jahr 1931 diente den 
Nationalsozialisten dazu, Johanna Töpfer als „Berufs
verbrecherin“ einzustufen. Im Rahmen einer reichsweiten 
Aktion der Kriminalpolizei im März 1937 wurde sie des-
halb „vorbeugend“ verhaftet. Stationen ihrer Haft waren 
die Frauenkonzentrationslager Moringen und Lichtenburg 
sowie ab März 1938 schließlich das Konzentrationslager 
Ravensbrück. Im März 1942 kam Johanna Töpfer im 
Rahmen der „Aktion 14 f 13“ mit einem Häftlingstrans-
port in die Landes-Heil- und Pflegeanstalt Bernburg, wo 
sie am 27. oder 28. März 1942 ermordet wurde.

Johanna Töpfer und ihre Töchter Greta 
(hinten), Annemarie (rechts) und Gertrud, 
vermutlich Sylvester 1936. 

Quelle: Elisabeth Sukowski, Hamburg

Erinnerungen an Johanna Töpfer. Der Text und  
die handkolorierte Titelgrafik stammen von Paul 
Harald Sukowski, 1990. 

Quelle: Elisabeth Sukowski, Hamburg

In der Familie Sukowski wird das Andenken an 
Johanna Töpfer wachgehalten. Diese Erinnerungen 
hat ihr Neffe Paul Harald Sukowski gestaltet.
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Martha Weidmann, geb. Jaekel 

Geboren am 18. Juni 1902 in Altona,  
ermordet am 2. Juli 1943 in der Landesheil- und  
Pflegeanstalt Hadamar. 

Martha Weidmann wurde am 18. Juni 1902 als Kind einer 
Arbeiterfamilie in Altona geboren. Mit 26 Jahren heiratete 
sie Alfred Weidmann, der in Hamburg eine Schneiderei 
betrieb. Die Familie lebte in Hamburg-Hamm.

Etwa 1931 zeigten sich bei Martha Weidmann Anzeichen 
einer psychischen Erkrankung. Deshalb begab sie sich 
in ärztliche Behandlung. Zunehmend war sie auf Hilfe 
durch ihre Schwägerin und ihre Mutter angewiesen. 
1933 wurde sie erstmals in der Staatskrankenanstalt 
Friedrichsberg aufgenommen. Ihr Mann ließ die Ehe 1933 
wegen der Erkrankung seiner Frau annullieren. Martha 
Weidmann wehrte sich gegen die Aufhebung der Ehe, 
konnte sich aber vor Gericht 1935 nicht durchsetzen. 
Sie wurde danach von ihren Eltern aufgenommen, die in 
Hamburg-Barmbek und ab 1938 in Quickborn nördlich 
von Hamburg lebten.

Die in Schüben verlaufende Erkrankung Martha Weid-
manns machte mehrere Klinikaufenthalte erforderlich.  
Am 22. Februar 1940, einen Tag nach dem Tod ihres 
Vaters, wurde sie orientierungslos und vermutlich aus 
Quickborn kommend in Hamburg-St. Georg aufgegriffen 
und über die Psychiatrische und Nervenklinik der Hansi-
schen Universität in die Heil- und Pflegeanstalt Langen-
horn eingewiesen. Vergeblich bemühte sich ihre Mutter, 
sie in häusliche Pflege zu nehmen.

Am 22. Juni 1943 erfolgte Martha Weidmanns Verlegung 
zusammen mit 48 weiteren Frauen von der Anstalt 
Langenhorn in die Landesheil- und Pflegeanstalt 
Hadamar, wo sie zehn Tage später ermordet wurde. Als 
Todesursache gab die Anstalt „Lungenentzündung“ an. 

Martha Weidmann Ende der  
1920er-Jahre in Hamburg. 

Quelle: Jörg Penning, Hamburg  
(Foto im Besitz von Bodo Weidmann)

Benachrichtigung der Mutter von Martha Weidmann 
über den Tod ihrer Tochter in der Landesheilanstalt 
Hadamar, Durchschlag, 2. Juli 1943. 

Quelle: Staatsarchiv Hamburg, 352-8/7, Abl. 1/1995, 26858



69Biografie Martha Weidmann

Meldebogen der „Aktion T4“, der 1941 für Martha Weidmann 
in der Heil- und Pflegeanstalt Langenhorn ausgefüllt wurde. 
Dieses Doppel verblieb in der Krankenakte. 

Quelle: Staatsarchiv Hamburg, 352-8/7, Abl. 1/1995, 26858
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Ursula Westphal 

Geboren am 25. Juni 1906 auf Spiekeroog,  
ermordet am 5. Mai 1944 in der Wagner von  
Jauregg-Heil- und Pflegeanstalt der Stadt Wien. 

Ursula Ortrud Gerda Westphal war das zweite Kind von 
Otto und Friederike Westphal, geb. Bruns. Die Familie 
lebte in Hamburg-Neustadt in der Großen Theater
straße 22. In dem Haus hatte Otto Westphal auch seine 
Zahnarztpraxis.

Ursula Westphal besuchte die Klosterschule St. Johannis 
am Holzdamm bis zur mittleren Reife, anschließend die 
Gewerbeschule für Mädchen in der Brennerstraße. 1924 
nahm sie ein Studium an der Staatlichen Kunstgewer-
beschule am Lerchenfeld auf, wo zur Kunstgewerblerin 
ausgebildet wurde. 

Nachdem Ursula Westphal psychisch erkrankte, empfahl 
der behandelnde Arzt, Dr. Fritz Rascher, am 22. Dezember 
1932 ihre Einweisung in eine Anstalt. Sie sei „in der Häus-
lichkeit der Familie langsam unerträglich geworden“ und 
„im Interesse der vielen jüngeren Geschwister“ solle die 
Aufnahme „baldigst“ erfolgen. In einer Anstalt könne sie 
„besser mit ihrer Arbeitskraft nutzbar gemacht werden.“

Noch am 31. Dezember 1932 erfolgte ihre Aufnahme in 
die Alsterdorfer Anstalten. Zu Beginn ihres Aufenthalts 
ist in ihrer Akte vermerkt, dass sie gerne die Webklasse 
besuche, eigene Muster entwerfe, gerne Spaß mache und 
sich mit einer anderen Bewohnerin angefreundet habe. 
Gelegentlich sind aber auch Verweigerungen und Aggres-
sionen dokumentiert. Im Laufe der Jahre verbringt Ursula 
Westphal dann immer häufiger die Tage im Wachsaal und 
die Nächte im Isolierraum und erhält Beruhigungsmittel. 
Diese Entwicklung fällt in die Zeit der immer schlechteren 
Behandlung der Bewohnerinnen und Bewohner der 
Alsterdorfer Anstalten.

Zehn Jahre nach ihrer Aufnahme wurde Ursula Westphal 
am 16. August 1943 zusammen mit weiteren 227 Frauen 
und Mädchen von den Alsterdorfer Anstalten in die 
Wagner von Jauregg-Heil- und Pflegeanstalt der Stadt 
Wien verlegt, eine Anstalt, die „Euthanasie“ durch Mangel
versorgung, Unterkühlung und Medikamente betrieb. Laut 
Obduktionsbericht starb Ursula Westphal am 5. Mai 1944 
an einer beidseitigen Lungenentzündung.

Ursula Westphal, 1921,  
vermutlich am Tag ihrer Konfirmation. 

Quelle: Roswitha Klau-Westphal, Hamburg

Das Elternhaus von Ursula Westphal in 
der Großen Theaterstraße 22 (links) in 
Hamburg-Neustadt. 

Quelle: Roswitha Klau-Westphal, Hamburg

Ursula Westphals Nichte Roswitha Klau-Westphal 
beschrieb 1998 auf dem Symposium „Zur 
Geschichte der NS-Euthanasie in Wien“ in Wien 
ihre Tante Ursula als eine schöne junge Frau 
mit vollen roten Haaren, die bereits als junges 
Mädchen in der Familie wie eine Löwin um 
Selbstbestimmung und persönliche Freiheit 
gekämpft und früh zu protestieren begonnen 
habe. So habe sie ihrer Mutter nicht immer im 
Haushalt helfen und auch noch ihren älteren 
Bruder bedienen wollen.
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